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heit haben, von der ärztlichen Schweigepflicht umfasst. Schon 
der Name oder die Tatsache der Behandlung des Patienten stellt 
ein Patientengeheimnis dar. Sie gilt grundsätzlich auch gegen-
über anderen Ärzten und Psychotherapeuten. Das Patienten- 
geheimnis besteht auch nach Abschluss der Behandlung fort 
und gilt über den Tod des Patienten hinaus.

1.1 Schweigepflicht als Berufspflicht

Die Ärzte und Psychotherapeuten sind verpflichtet, alle Praxis-
mitarbeiter und die Personen, die zur Vorbereitung auf den Be-
ruf an der ärztlichen/psychotherapeutischen Versorgung teil-
nehmen, über die gesetzliche Pflicht zur Verschwiegenheit zu 
belehren und dies schriftlich festzuhalten (§ 9 Abs. 3 BO für die 
Ärzte Bayerns, § 8 Abs. 6 BO für die Psychologischen Psycho-
therapeuten und für die Kinder- und Jugendlichenpsychothera-
peuten Bayerns). Die Berufsaufsicht obliegt den zuständigen 
Ärztekammern und Psychotherapeutenkammern.

1.2 Verletzung der Schweigepflicht, § 203 StGB

§ 203 StGB begründet selbst keine Verschwiegenheitspflicht, 
sondern sanktioniert die Verletzung von Privatgeheimnissen 
durch die zur Verschwiegenheit Verpflichteten strafrechtlich.  
§ 203 StGB stellt die Verletzung von Privatgeheimnissen durch 
Ärzte und Angehörige anderer Berufsgruppen, die in einem be-
sonderen Vertrauensverhältnis zum Patienten stehen, unter 
Strafe. Mit Freiheitsstrafe bis zu einem Jahr oder mit Geldstrafe 
wird bestraft, wer ein Patientengeheimnis, das ihm aufgrund 
seiner Stellung anvertraut oder sonst bekannt geworden ist,  
unbefugt offenbart. Der Arzt macht sich nicht strafbar, wenn 
und soweit die Bekanntgabe oder Übermittlung aufgrund

�� gesetzlicher Offenbarungspflichten und -rechte  
(siehe Abschnitt 4),

�� (tatsächliche) Einwilligung des Patienten  
(siehe 1.2.1, Abschnitt 5),

�� mutmaßliche Einwilligung des Patienten (siehe 1.2.2, 5.1),
�� des rechtfertigenden Notstands gemäß § 34 StGB  
(siehe 1.2.3),

�� der Wahrnehmung eigener berechtigter Interessen  
(siehe 1.2.4) 

erfolgt.

Vorbemerkung

Aufgrund der stetigen Weiterentwicklung des Datenschutzrechts 
war es notwendig, den Inhalt dieser Broschüre in vielen Punkten 
den neuesten Entwicklungen und Erkenntnissen anzupassen. 
Neue Inhalte sind rot markiert.

1. Ärztliche Schweigepflicht und 	
	 Datenschutz
Die ärztliche Schweigepflicht hat ihren Ursprung im sogenannten 
„Hippokratischen Eid“. Die Verletzung der ärztlichen Schweige-
pflicht durch „Medizinalpersonal“ wurde erstmals durch das 
Preußische Allgemeine Landrecht von 1794 unter Strafe gestellt. 

Heute sind Ärzte, Psychologische Psychotherapeuten und Kinder- 
und Jugendlichenpsychotherapeuten – im Weiteren „Psycho- 
therapeuten“ genannt – berufsrechtlich zur Verschwiegenheit 
verpflichtet (§ 9 Abs. 1 Berufsordnung für die Ärzte Bayerns und 
§ 8 Abs. 1 Berufsordnung für Psychologische Psychotherapeu-
ten und für die Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten 
Bayerns). Daneben gelten für die Ärzte und Psychotherapeuten 
die datenschutzrechtlichen Bestimmungen der Datenschutz-
grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes 
(BDSG).

Die Verletzung der Schweigepflicht ist gemäß § 203 Abs. 1  
Nr. 1 StGB strafbar. Der Verstoß gegen Bestimmungen der  
DSGVO und des BDSG kann eine Ordnungswidrigkeit oder  
einen Straftatbestand darstellen (vergleiche Art. 83, 84 DSGVO, 
§§ 42, 43 BDSG).

Die ärztliche Schweigepflicht (Patientengeheimnis) umfasst alle 
Informationen, die mit der ärztlichen Behandlung in Zusammen-
hang stehen. Dazu gehören die Art der Krankheit, deren Verlauf, 
Anamnese, Diagnose, Therapie und Prognose, körperliche und 
geistige Feststellungen, Patientendaten in Akten und auf elek- 
tronischen Datenträgern, Untersuchungsmaterial und Untersu-
chungsergebnisse. Ferner werden sämtliche im Rahmen der  
Behandlung bekannt gemachten Angaben über persönliche,  
familiäre, berufliche, wirtschaftliche und finanzielle Gegeben-
heiten, auch wenn diese keinen direkten Bezug zu einer Krank-
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1.2.1 Einwilligung des Patienten

Der Arzt/Psychotherapeut ist nicht an die Schweigepflicht ge-
bunden, wenn und soweit der Patient ihn davon ausdrücklich 
oder konkludent entbunden, das heißt, in die Bekanntgabe oder 
Übermittlung seiner Daten eingewilligt hat. Die Einwilligung be-
darf grundsätzlich keiner besonderen Form, es sei denn, dass 
ein Gesetz anderes bestimmt. Aus Gründen der Nachweisbar-
keit empfiehlt es sich, eine schrifltiche Einwilligung einzuholen. 
Auch Minderjährige und psychisch Kranke können wirksam ein-
willigen, wenn und soweit sie über die erforderliche Einsichts- 
fähigkeit im Einzelfall verfügen. Für die Erteilung einer wirksamen 
Einwilligung bedarf es keiner Geschäftsfähigkeit der betroffenen 
Person im Sinne des BGB. Soweit Daten unter den Anwendungs-
bereich der DSGVO (Art. 2 Abs. 1 DSGVO) fallen, sind die Be-
griffsdefinition in Art. 4 Nr. 11 DSGVO und die Bedingungen für 
die Einwilligung nach Art. 7 DSGVO zu beachten. Sie ist nur wirk-
sam, wenn und soweit der Patient vorher über den Zweck der 
Verarbeitung der Daten ausreichend unterrichtet wurde, der  
Patient sein Einverständnis freiwillig erklärt hat, die Einwilligung 
nachgewiesen werden kann und der Patient darauf hingewiesen 
wurde, dass die Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die Zukunft 
widerrufen werden kann. 

Eine allgemeine Prozessvollmacht, die ein Patient seinem 
Rechtsanwalt erteilt, gilt grundsätzlich nicht als Schweigepflicht-
entbindungserklärung (LAG Düsseldorf, Urteil vom 19. Dezem-
ber 2012, Az. 7 Sa 603/12).

1.2.2 Mutmaßliche Einwilligung des Patienten

Der Arzt/Psychotherapeut ist zur Offenbarung von Patienten- 
daten auch befugt, wenn und soweit diese von der sogenannten 
mutmaßlichen Einwilligung des Patienten gedeckt ist. Ein solcher 
Fall liegt insbesondere vor, wenn der Patient bewusstlos, nicht 
erreichbar oder verstorben ist und der Arzt/Psychotherapeut 
aufgrund der gegebenen Umstände, bestimmter Anhaltspunkte, 
im Interesse des Patienten von dessen Einverständnis ausgehen 
kann.

Hinweis: 
Die Bestimmungen der DSGVO und des BDSG gelten nur für  
lebende Personen. Gegebenenfalls sind so genannte postmortale 
Persönlichkeitsrechte zu beachten.

1.2.3 Rechtfertigender Notstand gemäß  
	 § 34 StGB

Die Weitergabe von Patientengeheimnissen ist in Situationen 
des rechtfertigenden Notstands erlaubt. Ein solcher liegt nur 
vor, wenn die Offenbarung von Patientengeheimnissen zur Ab-
wendung gegenwärtiger ernstlicher Gefahren für Leib oder 
Leben oder ähnlich gewichtiger Rechtsgüter erforderlich ist 
und die Gefährdung nicht auf andere Weise abgewendet 
werden kann (das sogenannte Güterabwägungsprinzip). Die 
Rechtsprechung verlangt daher immer, dass der Offenbarung 
ein (erfolgloser) Versuch des Arztes/Psychotherapeuten vor-
ausgeht, den Patienten dazu zu bewegen, selbst entsprechend 
tätig zu werden beziehungsweise bestimmte Handlungen zu  
unterlassen.

Beispiele:
�� Ein stark sehbehinderter Patient, der trotz Überzeugungs- 
bemühungen des Arztes uneinsichtig bleibt und ohne Seh-
hilfe, die für die sichere Teilnahme am Straßenverkehr un- 
abdingbar ist, als Führer eines Kraftfahrzeugs am Straßen-
verkehr teilnehmen will, kann der Führerscheinbehörde ge-
meldet werden. Die potenzielle Gefährdung der anderen Ver-
kehrsteilnehmer rechtfertigt in diesem Fall die Bekanntgabe 
der erforderlichen Patientendaten.

�� Die Misshandlung oder entwürdigende Behandlung von  
Kindern durch Eltern kann bei weiterer Gefährdung des  
Kindes die Offenbarung gegenüber Dritten (Jugendamt/ 
Polizei) rechtfertigen. Gegenüber dem Jugendamt kommt 
auch § 4 KKG als Übermittlungsbefugnis und als Übermitt-
lungsverpflichtung Art. 14 Abs. 6 BayGDVG in Betracht  
(siehe 4.8).

�� Ein Arzt ist gemäß § 34 StGB befugt, den Lebenspartner  
eines HIV-positiven Patienten über dessen HIV-Infektion zu 
informieren, wenn er zuvor mit allen Mitteln versucht hat, 
seinen Patienten zur Aufklärung von dessen Lebenspartner 
zu bewegen. 

Kein höherrangiges Rechtsgut in diesem Sinne stellt dagegen 
das alleinige Strafverfolgungsinteresse des Staates dar (aber: 
Anzeigepflicht bei schwerwiegenden geplanten Straftaten –  
siehe 4.18).

Zur Anwendung des § 34 StGB in Dopingfällen wird auf die Ver-
öffentlichung der KV Hessen im Deutschen Ärzteblatt, Heft 42 
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vom 17. Oktober 2008, auf den Seiten A2206 und A2207 unter 
www.aerzteblatt.de/archiv/61934 verwiesen.

Zur Anwendung des § 34 StGB bei einer Gesundheitsgefährdung 
des Ersthelfers (hier AIDS-Infektion des Verletzten) wird auf die 
Veröffentlichung des Bayerischen Staatsministerium für Umwelt 
und Gesundheit im Bayerischen Ärzteblatt 3/2009, auf Seite 85 
verwiesen, zu finden unter www.blaek.de/presse/aerzteblatt/ 
2009/BAB_0309_85_KORR.pdf.

1.2.4 Wahrnehmung eigener berechtigter 		
	 Interessen

Eine Offenbarung von Patientendaten zur Wahrnehmung eigener 
berechtigter Interessen kann im Einzelfall zulässig sein, soweit 
die Offenbarung der Patientendaten im Verhältnis zur eigenen 
Interessenswahrnehmung als angemessenes Mittel angesehen 
werden kann. Dies kann der Fall sein, wenn ein Arzt/Psycho-
therapeut sich gegen Strafverfolgungsmaßnahmen nur durch 
die Offenbarung von Patientengeheimnissen wirksam verteidi-
gen kann.  

Die Wahrnehmung eigener berechtigter Interessen liegt auch 
vor, wenn ein Arzt/Psychotherapeut einem Patienten selbst  
(also ohne Einschaltung einer privatärztlichen Verrechnungs-
stelle) ärztliche Leistungen in Rechnung gestellt hat und diese 
Forderung nach erfolgloser schriftlicher Mahnung einem Rechts- 
anwalt oder einem Inkassobüro zur Eintreibung übergibt. Dabei 
ist es jedoch zwingend erforderlich, dass bei der Mahnung (durch 
den Arzt/Psychotherapeuten) deutlich auf diese Folge der Nicht-
zahlung der Forderung hingewiesen wurde (siehe auch Arzt & 
Wirtschaft 06/2010, Seite 36).

Zur Frage der Weitergabe von Patientendaten an den eigenen 
Rechtsanwalt (des Behandlers) hat sich das Bayerische Landes-
amt für Datenschutzaufsicht unter Punkt 13.1 seines 4. Tätig-
keitsberichts 2009/2010 geäußert, siehe unter www.lda.bay-
ern.de/media/baylda_report_04.pdf 

Ein zusammenfassendes Ergebnis hat die Bayerische Landes-
ärztekammer (BLÄK) im Bayerischen Ärzteblatt 5/2011, Seite 
270 veröffentlicht. In Kurzfassung gilt demnach:

�� Der Maßstab für eine zulässige Übermittlung von ärztlichen  
Behandlungsunterlagen an den eigenen Rechtsanwalt bei  
Rechtsstreitigkeiten mit einem Patienten ist die Erforderlichkeit.

�� Unterlagen, die ein Rechtsanwalt für eine angemessene  
Vertretung der rechtlichen Interessen seines Mandanten  
benötigt, dürfen an ihn auf der gesetzlichen Grundlage des 
Art. 6 Abs. 1 lit. f, 9 Abs. 2 lit. f DSGVO herausgegeben wer-
den. Nicht hingegen Patientenunterlagen, die mit der recht- 
lichen Auseinandersetzung nicht in Zusammenhang stehen 
und deren Kenntnis damit nicht erforderlich sind.

1.3 Schweigepflicht in strafrechtlichen  
	 Verfahren

Bei strafrechtlichen Ermittlungsverfahren gegen einen Arzt/ 
Psychotherapeuten dürfen Patientenunterlagen, die als Beweis-
mittel von Bedeutung sein können, beschlagnahmt werden, wenn 
der Arzt/Psychotherapeut sie nicht freiwillig herausgibt. Die  
Beschlagnahme muss ein Richter anordnen (Ausnahme: „Gefahr 
im Verzug“), der im Einzelfall das Interesse an der Wahrheits- 
ermittlung mit dem Datenschutzinteresse des Patienten ab- 
wägen muss. Die Beschlagnahmeordnung kann je nach Ermitt-
lungsgegenstand einzelne Patientenunterlagen, bestimmte 
Fall-/Abrechnungskonstellationen oder die gesamte Patienten-
akte etc. umfassen.

Ist dagegen der Patient der Beschuldigte oder das Opfer einer 
Straftat, hat der Arzt/Psychotherapeut ein Zeugnisverweigerungs-
recht. Er darf Unterlagen nicht herausgeben, soweit und solange 
der Patient ihn nicht von der Schweigepflicht entbindet. Das 
Zeugnisverweigerungsrecht des Arztes (§ 53 Strafprozessord-
nung, StPO) und das Beschlagnahmeverbot der Patientenakten 
(§ 97 StPO) sind Ausfluss der ärztlichen Schweigepflicht.

1.4 Schweigepflicht/Datenschutz gemäß 		
	 DSGVO und BDSG

Neben den Bestimmungen der Berufsordnungen, insbesondere 
den Regeln zur ärztlichen Schweigeflicht gelten für niedergelas-
sene Ärzte/Psychotherapeuten sowie für zur Teilnahme an der 
vertragsärztlichen Versorgung ermächtigte Ärzte/Psychothera-
peuten auch die datenschutzrechtlichen Bestimmungen der  
DSGVO und des BDSG. Die DSGVO regelt nur die ganz oder teil-
weise automatisierte Verarbeitung personenbezogener Daten. 
Die nichtautomatisierte Verarbeitung ist nur erfasst, wenn per-
sonenbezogene Daten in einem Dateisystem gespeichert wer-
den sollen.

http://www.aerzteblatt.de/archiv/61934
http://www.bayerisches-aerzteblatt.de/fileadmin/aerzteblatt/ausgaben/2009/03/einzelpdf/BAB_0309_85_KORR.pdf
http://www.bayerisches-aerzteblatt.de/fileadmin/aerzteblatt/ausgaben/2009/03/einzelpdf/BAB_0309_85_KORR.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/baylda_report_04.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/baylda_report_04.pdf
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Die DSGVO und das BDSG erfassen daher sämtliche automati-
sierten Computer-Daten und sämtliche nicht automatisierten 
und manuell geführten Patientenakten. Diese Vorschriften be-
ziehen sich auf alle „personenbezogenen Daten“, nämlich alle 
Einzelangaben über sämtliche persönlichen oder sachlichen 
Verhältnisse einer bestimmten oder bestimmbaren natürlichen 
Person. Es beschränkt sich weder auf medizinische oder persön-
liche „geheime“ Daten noch auf den Personenkreis der Patien-
ten als betroffene Personen. 

1.4.1 Verpflichtung von Mitarbeitern zu 		
	 Schweigepflicht und Datenschutz

Der Arzt/Psychotherapeut ist nach den Berufsordnungen ver-
pflichtet, alle Praxismitarbeiter und die Personen, die zur Vor- 
bereitung auf den Beruf an der ärztlichen/psychotherapeuti-
schen Tätigkeit teilnehmen, über die gesetzliche Pflicht zur Ver-
schwiegenheit zu belehren und dies schriftlich festzuhalten. 
Diese Verpflichtung umfasst alle in einer Arzt- oder Psycho- 
therapeutenpraxis erhobenen personenbezogenen Daten. 

Ferner ist es empfehlenswert, Mitarbeiter, die mit der Daten- 
verarbeitung beschäftigt sind, bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit 
auf die Einhaltung der datenschutzrechtlichen Anforderungen 
nach der DSGVO zu verpflichten (Muster: www.kvb.de/ 
fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Formulare/A-D/KVB-
FORM-Verpflichtungserklaerung-Datenschutz.pdf). Die Ver-
schwiegenheitspflichten bestehen für die Verpflichteten auch 
nach Beendigung ihrer Tätigkeit fort. 

Zwar besteht seit Wirksamwerden der DSGVO keine explizite 
Verpflichtung mehr, Mitarbeiter einer Arztpraxis auf das Daten-
geheimnis zu verpflichten, da eine dem § 5 S. 2 BDSG a.F. ver-
gleichbare Regelung nicht in der DSGVO beziehungsweise dem 
BDSG n.F. enthalten ist. Dennoch ist eine Abkehr von einer 
förmlichen Verpflichtungserklärung nicht zu empfehlen, da mit 
der Einführung der DSGVO die Dokumentations- und Nachweis-
pflichten der Verantwortlichen erhöht wurden (Art. 5 Abs. 2  
DSGVO). Der Verantwortliche, das heißt, der Praxisinhaber hat 
die Pflicht, seine Mitarbeiter nachweisbar über ihre Pflichten 
nach der DSGVO zu unterrichten.

Die Organisation der Arzt-/Psychotherapeutenpraxen sollte dar-
auf ausgerichtet sein, das informationelle Selbstbestimmungs-
recht der Patienten, die die Praxis persönlich aufsuchen oder 

auf andere Weise mit der Praxis Kontakt aufnehmen, zu wahren. 
Im normalen Praxisablauf treffen allerdings meist mehrere Per-
sonen zusammen. Dies erschwert die Einhaltung der ärztlichen 
Schweigepflicht und der datenschutzrechtlichen Bestimmungen. 
Insbesondere die Hinweise unter Punkt 2 sollten bei der Praxis-
organisation beachtet werden.

1.4.2 Famuli in Arztpraxen

Dem Arzt als Träger eines Berufsgeheimnisses im Sinne des  
§ 203 Abs. 1 Nr. 1 StGB stehen Personen gleich, die bei ihm zur 
Vorbereitung auf den Beruf tätig sind (§ 203 Abs. 3 Satz 1 StGB). 
Zu diesem gleichgestellten Personenkreis zählen damit auch  
famulierende Medizinstudenten. Diese sind wie Praxismitarbeiter 
zur Verschwiegenheit und auf die Einhaltung der Grundsätze der 
DSGVO zu verpflichten (siehe auch Punkt 3 des Merkblattes 
„Famuli in Arztpraxen“ der LÄK Baden Württemberg,  
www.aerztekammer-bw.de/10aerzte/40merkblaetter/ 
10merkblaetter).

1.5 DSGVO und BDSG

In der Veröffentlichung „Hinweise und Empfehlungen zur ärzt- 
lichen Schweigepflicht, Datenschutz und Datenverarbeitung in 
der Arztpraxis“ von Bundesärztekammer und Kassenärztlicher 
Bundesvereinigung (www.kbv.de/media/sp/Empfehlungen_
aerztliche_Schweigepflicht_Datenschutz.pdf) werden im  
Kapitel 3 (Datenschutz) die Auswirkungen der DSGVO und des 
neuen BDSG auf Arztpraxen ausführlich beschrieben. 

Im Folgenden beschränken wir uns deshalb auf ergänzende  
Hinweise, die teilweise daraus resultieren, dass die vorgenann-
ten Empfehlungen den Stand 16. Februar 2018 haben und wir 
seitdem neue Erkenntnisse gewonnen haben. 

Eine Zusammenfassung unserer Antworten zu häufig gestellten 
Fragen, die uns im Zusammenhang mit dem Wirksamwerden 
der DSGVO in der Vergangenheit erreicht haben, finden Sie  
unter www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/ 
Praxisfuehrung/KVB-Infoblatt-FAQ-DSGVO.pdf. 

Die Nummerierung in Klammern stellt den Bezug zu den ent-
sprechenden Punkten in den oben genannten Empfehlungen 
her.

https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Formulare/A-D/KVB-FORM-Verpflichtungserklaerung-Datenschutz.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Formulare/A-D/KVB-FORM-Verpflichtungserklaerung-Datenschutz.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Formulare/A-D/KVB-FORM-Verpflichtungserklaerung-Datenschutz.pdf
http://www.aerztekammer-bw.de/10aerzte/40merkblaetter/10merkblaetter/famulus.pdf
http://www.aerztekammer-bw.de/10aerzte/40merkblaetter/10merkblaetter/famulus.pdf
http://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwi90t3v86jdAhUl_SoKHXXTBdYQFjAAegQIBhAD&url=http%3A%2F%2Fwww.kbv.de%2Fmedia%2Fsp%2FEmpfehlungen_aerztliche_Schweigepflicht_Datenschutz.pdf&usg=AOvVaw0GACf2Syq-x3FBltEFyWgg
http://www.google.com/url?sa=t&rct=j&q=&esrc=s&source=web&cd=1&cad=rja&uact=8&ved=2ahUKEwi90t3v86jdAhUl_SoKHXXTBdYQFjAAegQIBhAD&url=http%3A%2F%2Fwww.kbv.de%2Fmedia%2Fsp%2FEmpfehlungen_aerztliche_Schweigepflicht_Datenschutz.pdf&usg=AOvVaw0GACf2Syq-x3FBltEFyWgg
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Infoblatt-FAQ-DSGVO.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Infoblatt-FAQ-DSGVO.pdf
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Wichtige Grundsätze und Prinzipien im  
Überblick (Punkt 3.3)

Zu den beiden wesentlichen Grundsätzen der Datenverarbeitung 
gehören die Verarbeitung für festgelegte und eindeutige Zwecke 
(Grundsatz der Zweckbindung) sowie die Beschränkung der  
Datenverarbeitung auf das notwendige Maß (Grundsatz der  
Datenminimierung und Speicherbegrenzung). Ferner sind die 
Grundsätze der Richtigkeit sowie der Integrität und Vertraulich-
keit der Verarbeitung zu nennen. Neu eingeführt wurde durch 
die DSGVO die sogenannte Rechenschaftspflicht. Nach Art. 5 
Abs. 2 DSGVO muss der Verantwortliche (der/die Praxisinha-
ber) nachweisen können, dass er die in Art. 5 Abs. 1 DSGVO 
beschriebenen Grundsätze für die Verarbeitung personen- 
bezogener Daten einhält. 

Jeder Verantwortliche muss deshalb über ein oder mehrere 
Dokument/-e verfügen, mit denen er diesen Nachweis erbrin-
gen kann. Einen Vorschlag für die Inhalte eines solchen Doku-
ments finden Sie unter www.kvb.de/fileadmin/kvb/doku-
mente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Muster-Rechenschafts-
pflicht-DSGVO.pdf. Die Dokumentation zur Erfüllung der Nach-
weispflicht muss auf Anforderung der Datenschutzaufsichts- 
behörde vorgelegt werden können.

Datenschutzrechtliche Einwilligung  
(Punkt 3.4.2)

Für die Wirksamkeit einer Einwilligungserklärung ist die Erfüllung 
folgender Bedingungen erforderlich:

�� Einsichtsfähigkeit: Die einwilligende Person muss – unab-
hängig von ihrem Lebensalter – über die Fähigkeit verfügen, 
selbstständig und verantwortungsbewusst die Bedeutung 
und Tragweite ihrer datenschutzrechtlichen Einwilligung ein-
schätzen und überblicken zu können. Eine wirksame Einwilli-
gung setzt keine Geschäftsfähigkeit im Sinne des BGB voraus. 
Vielmehr kommt es auf eine natürliche Einsichtsfähigkeit an. 
Insofern können auch Minderjährige wirksam in eine Daten-
preisgabe einwilligen, wenn sie die Tragweite ihrer datenschutz-
rechtlichen Entscheidung verstehen können. Lediglich bei 
der Einwilligung in Bezug auf Dienste der Informationsgesell-
schaft wird für die Rechtmäßigkeit der Einwilligung zusätzlich 
(zur Einsichtsfähigkeit) die Bedingung aufgestellt, dass die/
der Einwilligende das sechzehnte (nach dem Recht der Mit-

gliedsstaaten der EU gegebenenfalls auch nur das dreizehn-
te) Lebensjahr vollendet hat (Art. 8 Abs. 1 DSGVO). 

�� Freiwilligkeit
�� Informiertheit
�� Ausdrücklichkeit
�� Widerrufbarkeit: Der Einwilligende muss darauf hingewiesen 
werden, dass eine Einwilligung jederzeit mit Wirkung für die 
Zukunft widerrufen werden kann. Die Rechtmäßigkeit der  
Datenverarbeitung vor dem Widerruf wird vom Widerruf nicht 
berührt (Art. 7 Abs. 2 DSGVO). Allerdings müssen die verar-
beiteten Daten nach dem Widerruf gelöscht werden, sofern 
die Datenverarbeitung nicht auf eine andere Rechtsgrund- 
lage gestützt werden kann (Art. 17 Abs. 1 lit. b DSGVO).

�� Nachweisbarkeit: Nach Art. 7 Abs. 1 DSGVO muss der Ver-
antwortliche nachweisen können, dass die betroffene Person 
in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten ein- 
gewilligt hat. Wie dieser Nachweis zu erbringen ist, ist gesetz-
lich nicht vorgegeben. Aus Gründen der Rechtssicherheit ist 
die Verwendung schriftlicher Einwilligungserklärungen zu 
empfehlen. Soweit Einwilligungserklärungen nur mündlich er-
teilt werden, sollte diese vor Zeugen erfolgen und schriftlich 
(inklusive der Angabe des Zeugen) dokumentiert werden. Bei 
elektronischen Einwilligungen muss der Nachweis erbracht 
werden können, dass die Einwilligung tatsächlich von der  
betroffenen Person abgegeben wurde. Bitte beachten Sie in 
diesem Zusammenhang, dass der Absender von E-Mails  
gefälscht werden kann. Nach Auskunft des Bayerischen  
Landesamtes für den Datenschutz ist der Scan einer schrift-
lichen Einwilligungserklärung für die Erfüllung der Nachweis-
pflicht ausreichend. 
 
Im Zusammenhang mit Anfragen öffentlicher Stellen wird im-
mer wieder die Frage gestellt, ob es ausreichend ist, dass die 
öffentliche Stelle das Vorliegen einer entsprechenden Einwil-
ligungs-/Schweigepflichtentbindungserklärung versichert. 
Aus datenschutzrechtlicher Sicht vertreten das Bayerische 
Landesamt für Datenschutzaufsicht (ausdrücklich auch nach 
dem Wirksamwerden der DSGVO) und der Landesdatenschutz-
beauftragte Schleswig-Holstein, in Bezug auf Auskunfts- 
ersuchen von (früher) Versorgungsämtern die Auffassung, 
dass dies ausreichend sei (www.datenschutzzentrum.de/ 
artikel/195-Verfahren-beim-Landesamt-fuer-soziale- 
Dienste-LAsD-fuer-aerztliche-Auskunftsersuchen-in- 
Verfahren-nach-dem-Schwerbehindertenrecht.html 
#extended). Unabhängig von dieser datenschutzrechtlichen 

https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Muster-Rechenschaftspflicht-DSGVO.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Muster-Rechenschaftspflicht-DSGVO.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Muster-Rechenschaftspflicht-DSGVO.pdf
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/195-Verfahren-beim-Landesamt-fuer-soziale-Dienste-LAsD-fuer-aerztliche-Auskunftsersuchen-in-Verfahren-nach-dem-Schwerbehindertenrecht.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/195-Verfahren-beim-Landesamt-fuer-soziale-Dienste-LAsD-fuer-aerztliche-Auskunftsersuchen-in-Verfahren-nach-dem-Schwerbehindertenrecht.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/195-Verfahren-beim-Landesamt-fuer-soziale-Dienste-LAsD-fuer-aerztliche-Auskunftsersuchen-in-Verfahren-nach-dem-Schwerbehindertenrecht.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/195-Verfahren-beim-Landesamt-fuer-soziale-Dienste-LAsD-fuer-aerztliche-Auskunftsersuchen-in-Verfahren-nach-dem-Schwerbehindertenrecht.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/195-Verfahren-beim-Landesamt-fuer-soziale-Dienste-LAsD-fuer-aerztliche-Auskunftsersuchen-in-Verfahren-nach-dem-Schwerbehindertenrecht.html#extended
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Beurteilung sind jedoch im Fall einer unberechtigten Aus-
kunftserteilung strafrechtliche und haftungsrechtliche Fragen 
nach unserem Kenntnisstand ungeklärt. Wir empfehlen des-
halb, auch weiterhin auf die Vorlage der entsprechenden Er-
klärungen zu bestehen (alternativ besteht die Möglichkeit, 
sich selbst eine Einwilligung von Patienten zu beschaffen oder 
die angeforderten Unterlagen dem Patienten zur Weiterleitung 
an die auskunftsersuchende Stelle zu übermitteln).

Transparenz- und Informationspflichten  
(Punkt 3.5.1)

Werden in einer Arztpraxis personenbezogene Daten erhoben, 
so muss der Verantwortliche die in Art. 13 DSGVO genannten 
Informationen zur Verfügung stellen. Auslöser der Informations-
pflicht ist das Erheben von Daten. Zur Erfüllung der Informations-
pflichten steht ein entsprechendes Muster zur Verfügung  
(www.kbv.de/html/datensicherheit.php, unter Muster für 
Praxen). Unter Punkt 1 sind Daten zur Praxis und zum Daten-
schutzbeauftragten der Praxis anzugeben. Angaben zum Daten-
schutzbeauftragten sind nur dann erforderlich, wenn eine Be-
stellpflicht Art. 37 DSGVO beziehungsweise § 38 BDSG besteht. 
Soweit keine Bestellpflicht besteht, können die entsprechenden 
Zeilen gelöscht werden. Unter Punkt 5 ist der Name und die  
Anschrift der zuständigen Datenschutzaufsichtsbehörde anzu-
geben. In Bayern ist dies das 
 
Bayerische Landesamt für Datenschutzaufsicht
Promenade 18
91522 Ansbach 

Wir empfehlen dieses Formular noch mit folgendem Zusatz zu 
versehen: „Auf Wunsch händigen wir Ihnen diese Information 
auch gerne aus. Bitte wenden Sie sich an den Empfang.“

Die Patienten müssen die Möglichkeit haben, diese Information 
zur Kenntnis zu nehmen. Hierfür genügt der Aushang (gegebe-
nenfalls im DIN A3 Format) in der Praxis an einer oder mehre-
ren Stellen, an der mit hoher Wahrscheinlichkeit jeder Patient 
vorbei kommt. Eine schriftliche Bestätigung der Kenntnisnahme 
ist nicht erforderlich.

Die Information muss auch Patienten gegeben/angeboten wer-
den, die bisher noch nicht in der Praxis waren (zum Beispiel  
Patienten in Alten- und Pflegeheimen, Hausbesuche im Bereit-
schaftsdienst, Notarztdienst). Dies kann durch Aushändigung 
entsprechender Kopien vor Ort erfolgen. 

Bei telefonischen Terminvereinbarungen mit neuen Patienten 
müssen in der Regel keine umfassenden Informationen im  
Sinne des Art. 13 DSGVO gegeben werden (www.lda.bayern.de/
media/FAQ_InformationspflichtenTelefon.pdf).

Auftragsverarbeitung (Punkt 3.6)

Auftragsverarbeitung bedeutet die Verarbeitung personen- 
bezogener Daten durch einen Auftragsverarbeiter (regelmäßig 
ein entsprechender Dienstleister) im Auftrag des Verantwort- 
lichen. Der Verantwortliche weist den Auftragsverarbeiter an, 
personenbezogene Daten auf eine bestimmte Art und Weise zu 
verarbeiten. Die Verantwortung für die ordnungsgemäße Daten-
verarbeitung bleibt dabei beim Verantwortlichen. Der Auftrags-
verarbeiter wird bei der Auftragsverarbeitung nur unterstützend 
tätig, er ist der „verlängerte Arm“ des Verantwortlichen. 

Das Bayerische Landesamt für Datenschutzaufsicht hat eine 
Liste (www.lda.bayern.de/media/FAQ_Abgrenzung_Auf-
tragsverarbeitung.pdf) mit Beispielen veröffentlicht, aus denen 
ersichtlich ist, welche Beauftragungen im Zusammenhang mit 
der Verarbeitung von personenbezogenen Daten als Auftrags-
verarbeitung anzusehen sind. Soweit solche Fälle vorliegen,  
bedarf es immer einer Vereinbarung nach Art. 28 DSGVO.  
Darüber hinaus enthält die Veröffentlichung auch Beispiele für 
Beauftragungen, die nicht als Auftragsverarbeitungen angesehen 
werden können. In diesen Fällen liegen juristisch dann Daten-
übermittlungen vor, die einer entsprechenden Rechtsgrundlage 
bedürfen.

Neben der datenschutzrechtlichen Rechtmäßigkeit nach Art. 28 
DSGVO ist vom Verantwortlichen auch zu prüfen, ob die Daten-
verarbeitung strafrechtlich nach Maßgabe des § 203 StGB zu-
lässig ist. Gibt zum Beispiel ein Praxisinhaber Patientendaten an 
einen externen IT-Dienstleister weiter, dann kann dies zwar aus 
datenschutzrechtlicher Sicht rechtmäßig sein, jedoch einen Straf-
rechtsverstoß darstellen. Das wäre etwa dann der Fall, wenn 
der Arzt die Patientendaten an einen IT-Dienstleister weitergibt, 
ohne diesen zuvor als mitwirkende Person zur Geheimhaltung 

http://www.kbv.de/html/datensicherheit.php
https://www.lda.bayern.de/media/FAQ_InformationspflichtenTelefon.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/FAQ_InformationspflichtenTelefon.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/FAQ_InformationspflichtenTelefon.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/FAQ_Abgrenzung_Auftragsverarbeitung.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/FAQ_Abgrenzung_Auftragsverarbeitung.pdf
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verpflichtet zu haben (§ 203 Abs. 4 S. 2 Nr. 1 StGB). Ein Arzt 
darf als Berufsgeheimnisträger zwar fremde Geheimnisse gegen-
über sonstigen Personen offenbaren, die an seiner beruflichen 
Tätigkeit mitwirken, soweit dies für die Inanspruchnahme der 
Tätigkeit der sonstigen mitwirkenden Personen erforderlich ist 
(§ 203 Abs. 3 S. 2 StGB). Er muss jedoch dafür Sorge tragen, 
dass die sonstige mitwirkende Person zur Geheimhaltung ver-
pflichtet wird. Ansonsten macht sich der Arzt selbst strafbar  
(§ 203 Abs. 4 S. 2 Nr. 1 StGB).

Pflicht zur Führung eines Verzeichnisses von 
Verarbeitungstätigkeiten (Punkt 3.7)

Praxisinhaber sind verpflichtet, als Verantwortliche für die Ver-
arbeitung von Gesundheitsdaten ein Verzeichnis von Verarbei-
tungstätigkeiten zu führen. Für die Erstellung des Verzeichnisses 
von Verarbeitungstätigkeiten liegen Muster vor (www.kbv.de/ 
html/datensicherheit.php, unter Dokumente für Praxen). Für 
die Verarbeitungstätigkeiten Patientenbehandlung und Personal-
datenverarbeitung wird an dieser Stelle auch ein Ausfüllbeispiel 
zur Verfügung gestellt. Soweit beim Verantwortlichen auch  
Datenverarbeitungen für andere Zwecke (zum Beispiel betriebs-
ärztliche oder gutachterliche Tätigkeit) erfolgen, sind auch diese 
im Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeiten zu berücksichtigen.

Das Verzeichnis der Verarbeitungstätigkeit muss ausschließlich 
der Datenschutzaufsichtsbehörde auf Verlangen vorgelegt wer-
den.

Pflicht zur Vornahme einer Datenschutz- 
Folgenabschätzung (Punkt 3.8)

Eine Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA) ist eine in be-
stimmten Fällen vorgeschriebene, strukturierte Risikoanalyse. 
Sie dient zur Vorabbewertung der möglichen Folgen von Daten-
verarbeitungsvorgängen. Sie ist durchzuführen, wenn aufgrund 
der Art, des Umfangs, der Umstände und der Zwecke der Ver- 
arbeitung voraussichtlich ein hohes Risiko für die Rechte und 
Freiheiten natürlicher Personen besteht. Das Bayerische Landes-
amt für Datenschutzaufsicht hat eine Information zur Datenschutz-
Folgenabschätzung (DSFA) veröffentlicht (www.lda.bayern.de/
de/dsfa.html). In diesem Dokument befindet sich auch ein 
Link zu einer „Muss-Liste“ mit Hinweisen zu Verarbeitungstätig-

keiten, bei denen immer eine DSFA durchzuführen ist. Aus die-
ser Liste ist für Ärzte nur der nachstehende Punkt 15 relevant:

Maßgebliche Beschreibung der Verarbeitungstätigkeit 
Verarbeitung von personenbezogenen Daten gemäß Art. 9  
Abs. 1 und Art. 10 DS-GVO – auch wenn sie nicht als „umfang-
reich“ im Sinne des Art 35 Abs. 3 lit. b) anzusehen ist – sofern 
eine nicht einmalige Datenerhebung mittels der innovativen 
Nutzung von Sensoren oder mobilen Anwendungen stattfindet 
und diese Daten von einer zentralen Stelle empfangen und auf-
bereitet werden.

Typische Einsatzfelder 
Einsatz von Telemedizin-Lösungen zur detaillierten Bearbeitung 
von Krankheitsdaten

Beispiele 
Ein Arzt nutzt ein Webportal oder setzt eine App ein, um mit  
Patienten mittels Videotelefonie zu kommunizieren und Gesund-
heitsdaten durch Sensoren beim Patienten (zum Beispiel Blut- 
zucker, Sauerstoffmaske,…) detailliert und systematisch zu er-
heben und zu verarbeiten.“

Es sind bisher keine weiteren Sachverhalte bekannt, die für  
Praxen eine Verpflichtung zur Durchführung einer DSFA ver-
pflichten. Dies insbesondere deshalb, weil die Verarbeitung von 
Patientendaten in Praxen in der Regel nicht als umfangreiche 
Verarbeitung besondere Kategorien von personenbezogenen 
Daten angesehen wird (vergleiche Punkt 3 in dieser Veröffent- 
lichung: www.lda.bayern.de/media/FAQ_DSB_im_medizini-
schen_Bereich.pdf. Soweit eine DSFA durchzuführen ist, ist 
immer auch ein Datenschutzbeauftragter (also unabhängig von 
der Personenzahl) zu bestellen.

Nach Auskunft des Bayerischen Landesamts für Datenschutz-
aufsicht muss ein Praxisinhaber, der eine Videosprechstunde 
anbietet, keine DSFA durchführen und folglich aufgrund des  
Einsatzes einer Videosprechstunde auch keinen Datenschutz-
beauftragten benennen (siehe nächster Abschnitt: Pflicht zur 
Benennung eines Datenschutzbeauftragten).

http://www.kbv.de/html/datensicherheit.php
http://www.kbv.de/html/datensicherheit.php
https://www.lda.bayern.de/de/dsfa.html
https://www.lda.bayern.de/de/dsfa.html
https://www.lda.bayern.de/media/FAQ_DSB_im_medizinischen_Bereich.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/FAQ_DSB_im_medizinischen_Bereich.pdf
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Pflicht zur Benennung eines Datenschutz- 
beauftragten (Punkt 3.9)

Die Pflicht, einen Datenschutzbeauftragten zu benennen, kann 
sich für eine Arztpraxis aus verschiedenen Gründen ergeben. So 
muss eine Arztpraxis einen Datenschutzbeauftragten benennen, 
wenn in der Regel mindestens 20 Personen ständig mit der auto-
matisierten Verarbeitung personenbezogener Daten beschäftigt 
sind. Die Inhaber der Arztpraxis und Auszubildende sind dabei 
zu berücksichtigen. 

Das Zweite Datenschutz-Anpassungs- und Umsetzungsgesetz EU 
trat am 26. November 2019 in Kraft. Der Gesetzgeber hat die 
Pflicht, einen betrieblichen Datenschutzbeauftragten zu benen-
nen, von zehn Mitarbeiter, die ständig mit der automatisierten 
Verarbeitung personenbezogener Daten beschäftigt sind, auf 20 
erhöht (§ 38 Abs. 1 Satz 1 BDSG).

In besonderen Fällen können Praxen auch bei einer Unter- 
schreitung der oben genannten Personenzahl zur Benennung  
eines Datenschutzbeauftragten verpflichtet sein (vergleiche 
www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Publikationen/Entschlies-
sungssammlung/DSBundLaender/95DSK_DSB_Bestell-
pflicht2.html;jsessionid=9E9DB820369F4C78F775942C6F
86BB85.2_cid354?nn=5217016).

Erfolgt in einer Arztpraxis eine Datenverarbeitung, die eine  
Datenschutz-Folgenabschätzung erfordert, dann ist ebenfalls 
ein Datenschutzbeauftragter zu benennen (§ 38 Abs. 1 S. 2 
BDSG). Die Einführung der Videosprechstunde hat aus daten-
schutzrechtlicher Sicht die Frage aufgeworfen, ob ein Praxis- 
inhaber aus diesem Grund einen Datenschutzbeauftragten be-
nennen muss. 

Wenn ein Praxisinhaber eine Videosprechstunde anbietet, muss 
dieser aus diesem Grund keine Datenschutz-Folgenabschätzung 
durchführen und damit nicht aufgrund des Einsatzes einer Video-
sprechstunde einen Datenschutzbeauftragten bestellen (Ant-
wort des BayLDA auf eine Beratungsanfrage der KVB; Stand: 
Dezember 2019). Das BayLDA hat dies damit begründet, dass 
eine ausreichende Risikoeindämmung beim Einsatz einer Video-
sprechstunde durch geeignete technische und organisatorische 
Maßnahmen erbracht werden kann. Eine individuelle Risiko- 
beurteilung und Risikoeindämmung, die den Kern einer Daten-
schutz-Folgenabschätzung darstellt, wäre demnach nicht erfor-

derlich (www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Presse/
Publikation/KVB-FORUM/FORUM-2020-03/KVB-FORUM- 
3-2020.pdf).

Musterschreiben zur Bestellung eines betrieblichen Daten-
schutzbeauftragten: www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/
Praxis/Formulare/A-D/KVB-FORM-Bestellung-Datenschutz-
beauftragter.pdf (unter Formulare).

2. Organisation des Empfangs- 
	 bereichs
Siehe dazu auch 12. Tätigkeitsbericht des Datenschutzbeauf-
tragten Sachsen-Anhalt, Punkt 11.1.11, https://datenschutz.
sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Landesaemter/
LfD/PDF/binary/Informationen/Veroeffentlichungen/ 
Taetigkeitsberichte/TB_12/12._Taetigkeitsbericht_Daten-
schutz.pdf

2.1 Trennung von Empfangs-, Warte- und 		
	 Behandlungsbereich

Um die Zahl der Personen möglichst gering zu halten, die perso-
nenbezogene Informationen im Empfangsbereich gegebenen-
falls mithören können, sollte dieser Bereich entsprechend den 
räumlichen Möglichkeiten vom eigentlichen Wartezimmer durch 
eine Tür getrennt sein. Eine solche Trennung durch eine Tür ist 
erst recht zwischen einzelnen Behandlungsräumen geboten. Es 
reicht nicht aus, Besprechungs- oder Behandlungsräume, in  
denen Patienten auf den Arzt/Psychotherapeuten warten oder 
eine Anwendung erhalten, von anderen Räumen, in denen gleich-
zeitig patientenbezogene medizinische Fragen bei einer Unter-
suchung oder Behandlung besprochen werden, nur durch Sicht-
blenden oder Vorhänge voneinander abzugrenzen.

2.2 Gespräche/Telefonate

Das Praxispersonal darf Patientendaten Dritten nicht unbefugt 
offenbaren. Es muss daher Gespräche mit Patienten im Emp-
fangsbereich möglichst so führen, dass nur die Betroffenen selbst 
medizinische Sachverhalte zusammen mit ihrem Namen den 
mithörenden Anwesenden offenbaren. Darüber hinaus sollten 

https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Publikationen/Entschliessungssammlung/DSBundLaender/95DSK_DSB_Bestellpflicht2.html;jsessionid=9E9DB820369F4C78F775942C6F86BB85.2_cid354?nn=5217016
https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Publikationen/Entschliessungssammlung/DSBundLaender/95DSK_DSB_Bestellpflicht2.html;jsessionid=9E9DB820369F4C78F775942C6F86BB85.2_cid354?nn=5217016
https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Publikationen/Entschliessungssammlung/DSBundLaender/95DSK_DSB_Bestellpflicht2.html;jsessionid=9E9DB820369F4C78F775942C6F86BB85.2_cid354?nn=5217016
https://www.bfdi.bund.de/SharedDocs/Publikationen/Entschliessungssammlung/DSBundLaender/95DSK_DSB_Bestellpflicht2.html;jsessionid=9E9DB820369F4C78F775942C6F86BB85.2_cid354?nn=5217016
http://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Presse/Publikation/KVB-FORUM/FORUM-2020-03/KVB-FORUM-3-2020.pdf
http://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Presse/Publikation/KVB-FORUM/FORUM-2020-03/KVB-FORUM-3-2020.pdf
http://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Presse/Publikation/KVB-FORUM/FORUM-2020-03/KVB-FORUM-3-2020.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Formulare/A-D/KVB-FORM-Bestellung-Datenschutzbeauftragter.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Formulare/A-D/KVB-FORM-Bestellung-Datenschutzbeauftragter.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Formulare/A-D/KVB-FORM-Bestellung-Datenschutzbeauftragter.pdf
https://datenschutz.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Landesaemter/LfD/PDF/binary/Informationen/Veroeffentlichungen/Taetigkeitsberichte/TB_12/12._Taetigkeitsbericht_Datenschutz.pdf
https://datenschutz.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Landesaemter/LfD/PDF/binary/Informationen/Veroeffentlichungen/Taetigkeitsberichte/TB_12/12._Taetigkeitsbericht_Datenschutz.pdf
https://datenschutz.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Landesaemter/LfD/PDF/binary/Informationen/Veroeffentlichungen/Taetigkeitsberichte/TB_12/12._Taetigkeitsbericht_Datenschutz.pdf
https://datenschutz.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Landesaemter/LfD/PDF/binary/Informationen/Veroeffentlichungen/Taetigkeitsberichte/TB_12/12._Taetigkeitsbericht_Datenschutz.pdf
https://datenschutz.sachsen-anhalt.de/fileadmin/Bibliothek/Landesaemter/LfD/PDF/binary/Informationen/Veroeffentlichungen/Taetigkeitsberichte/TB_12/12._Taetigkeitsbericht_Datenschutz.pdf
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Maßnahmen ergriffen werden, um ein Mithören durch zufällig 
Anwesende soweit als möglich zu reduzieren (www.datenschutz.
bremen.de/publikationen/jahresberichte-7242).

Bei Telefongesprächen mit Dritten, die Anwesende – notgedrun-
gen – mithören, sollte auf eine namentliche Anrede verzichtet 
werden, wenn es um die Übermittlung persönlicher Daten mit 
medizinischen Inhalten geht. Derartige Telefongespräche sollten 
von der Anmeldung an einen anderen Anschluss weiter verbun-
den werden. Generell muss bei Auskünften am Telefon die Iden-
tität des Anrufers gesichert werden. Dies kann zum Beispiel 
durch Rückruf oder Nachfrage von ausschließlich dem berech-
tigten Anrufer bekannten Daten geschehen. Besondere Vorsicht 
muss bei Anfragen und Anrufen von Familienangehörigen an- 
gewandt werden, da die ärztliche Schweigepflicht auch gegen-
über Angehörigen gilt (siehe 5.1).

2.3 EDV-Bildschirme, Telefax und Patienten- 
	 unterlagen

Sofern im Empfangsbereich ein PC oder Telefaxgerät aufgestellt 
sind beziehungsweise dort Patientenunterlagen bereitgehalten 
werden, ist es erforderlich, diese so zu positionieren beziehungs-
weise bereitzulegen, dass Patienten die Daten anderer Patienten 
nicht einsehen oder in sonstiger Weise zur Kenntnis nehmen 
können. 

Es ist insbesondere darauf zu achten, dass es keine Möglichkeit 
für Patienten gibt, in die ärztliche Dokumentation anderer Patien-
ten Einsicht zu nehmen. Bereits allein die Tatsache, dass ein Arzt-
Patienten-Kontakt vorliegt, unterliegt der ärztlichen Schweige-
pflicht.

Dies ist auch in allen Behandlungsräumen und sonstigen Räumen 
mit vergleichbarer Technik oder Dokumentablage zu gewährleis-
ten. Dabei ist besonders zu berücksichtigen, dass Patienten sich 
dort gegebenenfalls zumindest zeitweise unbeobachtet aufhalten 
und daher eigenständig wirksame Zugriffsschutzmechanismen 
eingerichtet sein sollten.

Grundsätzlich sollten Patientendaten nicht per Fax versandt 
werden. Soweit im Einzelfall Patientendaten gefaxt werden sollen, 
muss beim Versenden der Patientendaten sichergestellt sein, 
dass nur der Empfänger selbst oder ausdrücklich dazu ermäch-

tigte Dritte Kenntnis vom Inhalt des Schreibens erhalten. Dies 
gilt insbesondere dann, wenn ärztliche Mitteilungen an den Pa-
tienten gefaxt werden (in dessen Wohnung beziehungsweise an 
dessen Arbeitsplatz). Diese Sicherung kann zum Beispiel durch 
Ankündigung der Übersendung beim Empfänger und regelmäßige 
Überprüfung der gespeicherten Rufnummern erreicht werden. 
Zusätzliche Hinweise zum Einsatz von Telefaxgeräten finden sich 
unter Punkt 6.3 der Empfehlungen der Bundesärztekammer und 
der Kassenärztlichen Bundesvereinigung zur ärztlichen Schweige-
pflicht, Datenschutz und Datenverarbeitung in der Arztpraxis, 
www.kbv.de/media/sp/Empfehlungen_aerztliche_Schwei-
gepflicht_Datenschutz.pdf. sowie unter www.mit-sicherheit-
gut-behandelt.de/praxisorganisation/fax-emailbenutzung.
html.

Das Bayerische Landesamt für Datenschutzaufsicht beanstan-
det die Übermittlung von Patientendaten per Fax bei Beachtung 
der allgemeinen Sicherheitsmaßnahmen derzeit nicht.

https://www.datenschutz.bremen.de/publikationen/jahresberichte-7242
https://www.datenschutz.bremen.de/publikationen/jahresberichte-7242
http://www.kbv.de/media/sp/Empfehlungen_aerztliche_Schweigepflicht_Datenschutz.pdf
http://www.kbv.de/media/sp/Empfehlungen_aerztliche_Schweigepflicht_Datenschutz.pdf
https://www.mit-sicherheit-gut-behandelt.de/praxisorganisation/fax-emailbenutzung.html
https://www.mit-sicherheit-gut-behandelt.de/praxisorganisation/fax-emailbenutzung.html
https://www.mit-sicherheit-gut-behandelt.de/praxisorganisation/fax-emailbenutzung.html
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3. Die Dokumentation der  
	 Ärzte/Psychotherapeuten  
	 („Patientenakte“)

Patientenrechte sind lange Zeit überwiegend von der Recht-
sprechung entwickelt worden. Erst mit dem Patientenrechte- 
gesetz wurde hierfür eine gesetzliche Grundlage im BGB ge-
schaffen. Eine Zusammenfassung zum Patientenrechtegesetz 
finden Sie hier: https://www.bptk.de/wp-content/uploads/ 
2019/08/bptk_praxis-info_patientenrechte_.pdf

3.1 Funktion

Jeder Arzt/Psychotherapeut ist verpflichtet, die Behandlung  
eines Patienten umfassend zu dokumentieren (§ 630f BGB). Die 
Dokumentationspflicht ergibt sich darüber hinaus aus der Berufs-
ordnung für die Ärzte Bayerns (§ 10 BO). Hiernach hat der Arzt 
über die in Ausübung seines Berufs gemachten Feststellungen 
und getroffenen Maßnahmen die erforderlichen Aufzeichnungen 
zu machen. Einer konkreten Einwilligung des Patienten zur Ver- 
arbeitung der betreffenden Daten in der eigenen Praxis bedarf 
es nicht, und zwar unabhängig davon, ob die Dokumentation 
(hand)schriftlich oder elektronisch erfolgt (vergleiche Art. 6 
Abs. 1 lit. b, c, 9 Abs. 2 lit. g, h DSGVO, § 22 Abs. 1 BDSG). Die 
Dokumentation ist nicht nur eine Gedächtnisstütze für den Arzt, 
sondern dient auch dem Interesse des Patienten an einer ord-
nungsgemäßen Dokumentation (§ 10 Abs. 1 Satz 2 BO für die 
Ärzte Bayerns). Die Patientenakte muss für beide Seiten verfüg-
bar sein und vor dem Zugriff Dritter sicher verwahrt werden.  
Berichtigungen und Änderungen von Eintragungen in der Patien-
tenakte sind nur zulässig, wenn neben dem ursprünglichen Inhalt 
erkennbar bleibt, wann sie vorgenommen wurden. Dies gilt auch 
für elektronisch geführte Patientenakten (§ 630f Abs. 1 BGB). 
Grundsätzlich hat ein Patient vor Ablauf der Aufbewahrungs- 
fristen keinen Anspruch auf die Löschung von Eintragungen in 
seiner Patientenakte (Pkt. 8.4.1 des 6. Tätigkeitsberichts des 
LDSB Sachsen, www.saechsdsb.de/taetigkeitsberichte-noeb 
sowie Art. 17 Abs. 3 lit. b DSGVO, § 35 Abs. 3 BDSG).

3.2 Inhalt

Die Dokumentation/Führung der Patientenakte muss nach § 630 
Abs. 1, 2 BGB in unmittelbarem zeitlichen Zusammenhang mit 
der Behandlung oder dem Eingriff erfolgen und muss sämtliche, 
aus fachlicher Sicht für die derzeitige und künftige Behandlung 
wesentlichen Maßnahmen und deren Ergebnisse enthalten, zu-
mindest: 

�� Anamnese
�� Diagnosen
�� Untersuchungen
�� Untersuchungsergebnisse
�� Befunde
�� Therapien und ihre Wirkungen
�� Eingriffe und ihre Wirkungen
�� Einwilligungen und Aufklärungen
�� Arztbriefe

3.3 Behandlungsvertrag/-verhältnis

Der Arzt/Psychotherapeut und der Patient vereinbaren – in der 
Regel mündlich – das ärztliche/psychotherapeutische Tätig-
werden. Es umfasst regelmäßig die Durchführung einer/ 
mehrerer Untersuchung/-en und/oder Behandlung/-en oder 
auch nur einer Beratung. Dieser Zweck rechtfertigt und begrenzt 
zugleich Inhalt und Umfang der erforderlichen Datenverarbeitung. 
Die Verarbeitung von Patientendaten zu Forschungszwecken ist 
vom Behandlungsvertrag in der Regel nicht gedeckt. Sollen den-
noch Patientendaten zu Forschungszwecken genutzt werden, sind 
§ 27 BDSG sowie § 15 der Berufsordnung für die Ärzte Bayerns 
beziehungsweise § 9 Abs. 2 der BO PTK Bayern (Bayerische 
Landeskammer der Psychologischen Psychotherapeuten und 
der Kinder- und Jugendlichenpsychotherapeuten) zu beachten.

3.4 Anamnese-Fragebogen

In vielen Arztpraxen werden die Patienten gebeten, vor dem ers-
ten Kontakt mit dem Arzt einen Fragebogen auszufüllen. Da es 
sich um standardisierte Fragen für alle Patienten handelt, sollen 
die Fragebögen nur solche Punkte enthalten, die für die Behand-
lung der allermeisten Patienten von Bedeutung sind. Spezielle 
Fragestellungen, die nur einen eingeschränkten Personenkreis 
betreffen, sollten im persönlichen Gespräch mit dem Arzt ge-
klärt werden. Der Patient ist bei der Aushändigung eines solchen 

https://www.bptk.de/wp-content/uploads/2019/08/bptk_praxis-info_patientenrechte_.pdf
https://www.bptk.de/wp-content/uploads/2019/08/bptk_praxis-info_patientenrechte_.pdf
https://www.saechsdsb.de/images/stories/sdb_inhalt/noeb/taetigkeitsberichte/TB_1112-Endfassung.pdf
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lagen) und die Patientenunterlagen ausreichend gegen den Zu-
griff von Unbefugten gesichert sind. Bitte beachten Sie, dass 
auch Wasser führende Leitungen in Archivräumen eine perma-
nente Bedrohung für die dort aufbewahrten Unterlagen darstel-
len. Eine Übergabe von Patientenunterlagen zur Verwahrung an 
ein externes Unternehmen, das selbst keine Einsicht in die Un-
terlagen nehmen kann/darf, ist zwischenzeitlich möglich [Hin-
tergrund ist § 97 Abs. 2 Satz 2 StPO der durch Art. 30 Gesund-
heitsmodernisierungsgesetz vom 14. November 2003 eingefügt 
wurde. Dieser weitet den bestehenden Beschlagnahmeschutz 
für Patientenunterlagen bei Ärzten auf Dienstleister aus, die für 
diese personenbezogenen Daten im Auftrag verarbeiten (hier: 
Patientendaten aufbewahren)].  

Nach dem Tod des Arztes/Psychotherapeuten geht die Auf- 
bewahrungspflicht grundsätzlich auf die Erben über (siehe auch 
5.11 Praxisverkauf).

3.6 Akteneinsicht

Jeder Patient hat das Recht, die über ihn geführte Krankenakte 
beim Arzt/Psychotherapeuten einzusehen (§ 630g Abs. 1 BGB). 
Im Gegensatz zum früheren Recht, ist das Einsichtsrecht des Pa-
tienten nicht mehr auf die objektiven Befunde und Feststellungen 
beschränkt, sondern umfasst auch eventuell vorhandene sub- 
jektive Aufzeichnungen des Behandlers über den Patienten die 
beim Behandler vorhandenen Arztbriefe. Eine Beschränkung 
des Einsichtsrechts kann sich aus entgegenstehenden erheb- 
lichen therapeutischen Gründen ergeben. Dies ist zum Beispiel 
der Fall, wenn die Einsichtnahme für den Patienten zu einer  
erheblichen Gesundheitsgefahr führen würde. Das Recht des 
Patienten auf Einsicht in die Patientenakte kann ferner aus er-
heblichen entgegenstehenden Rechten Dritter eingeschränkt 
werden (der Behandler selbst ist nicht Dritter in diesem Sinne, 
das heißt, Daten in Patientenakten, die den Behandler selbst 
betreffen, unterliegen grundsätzlich dem Einsichtsrecht des  
Patienten – Ausnahme siehe BGH-Urteil vom 7. November 2013, 
Az. III ZR 54/13). Dies ist zum Beispiel der Fall, wenn die Auf-
zeichnungen des Arztes Informationen über die Persönlichkeit 
dritter Personen enthält und diese ihrerseits schutzwürdig sind. 
Der Behandler muss in derartigen Fällen eine Güterabwägung 
vornehmen und deren Ergebnis gegebenenfalls begründen kön-
nen. Eventuell kommt hier auch eine Einsichtnahme durch eine 
Vertrauensperson des Patienten in Betracht. 

Fragebogens dahin gehend aufzuklären, dass das Ausfüllen des 
Anamnesebogens freiwillig ist, er aber mindestens die Fragen 
beantworten sollte, die er als Information für den Arzt für not-
wendig erachtet. Das Ausfüllen des Fragebogens sollte ohne 
Einsichtnahme Dritter möglich sein.

Bei Unklarheiten sollte das Ausfüllen des Fragebogens gemein-
sam mit dem behandelnden Arzt im Sprechzimmer erfolgen.

3.5 Aufbewahrung

Der Arzt/Psychotherapeut ist Eigentümer der Patientenunterlagen. 
Grundsätzlich muss er diese mindestens zehn Jahre nach Ab-
schluss der Behandlung aufbewahren, soweit nicht nach gesetz-
lichen Vorschriften eine längere Aufbewahrungsfrist besteht 
(vgl. § 630f Abs. 3 BGB). Eine Übersicht über die wichtigsten 
Aufbewahrungsfristen finden Sie unter www.kvb.de/service/
rechtsquellen/a/. Ein Löschanspruch besteht ebenso nicht, 
soweit die Verarbeitung personenbezogener Daten zur Geltend-
machung, Ausübung oder Verteidigung von Rechtsansprüchen 
erforderlich ist (Art. 17 Abs. 3 lit.e) DSGVO). Stehen zum Bei-
spiel Schadensersatzansprüche wegen etwaiger ärztlicher Be-
handlungsfehler im Raum, sollte die Dokumentation wegen der 
geltenden Verjährungsfristen 30 Jahre lang aufbewahrt werden. 
Die Patientenunterlagen sind jederzeit sicher aufzubewahren 
und nach Aufgabe der Praxis in „gehörige Obhut“ zu nehmen  
(§ 10 Abs. 4 BO). Sie dürfen nicht unverschlossen in Räumen 
gelagert werden, die für Patienten oder sonstige Dritte (zum 
Beispiel Reinigungspersonal, Mitarbeiter von Wartungsfirmen) 
ohne Aufsicht durch das Praxispersonal zugänglich sind. Wäh-
rend der Sprechstunde sind sie auch im Sprech- und Behand-
lungszimmer so zu deponieren beziehungsweise zu verschließen, 
dass andere Patienten oder sonstige Dritte sie nicht einsehen 
können. Bei einem Wechsel des Arztes/Psychotherapeuten 
oder einem Wohnortwechsel sollte sichergestellt sein, dass auf 
Wunsch des Patienten seine Krankenakte dem weiterbehandeln-
den Arzt/Psychotherapeuten gegen Empfangsbestätigung über-
sandt wird. Einen ausführlichen Artikel zur Übergabe von Kran-
kenunterlagen von Arzt zu Arzt finden Sie im Deutschen Ärzte-
blatt 2010, 107 (24), auf den Seiten A 1201 – A 1203.

Patientenunterlagen können auch außerhalb der Praxisräume  
in eigenen oder vom Arzt/Psychotherapeuten angemieteten 
Räumen gelagert werden, wenn diese für die Lagerung von  
Patientenunterlagen geeignet (Erhalt und Lesbarkeit der Unter-

http://www.kvb.de/service/rechtsquellen/a/
http://www.kvb.de/service/rechtsquellen/a/
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Das Akteneinsichtsrecht kann der Patient auch auf Dritte über-
tragen. Dazu bedarf es in der Regel einer schriftlichen Vollmacht 
und einer Schweigepflichtentbindungserklärung. Soweit ein  
Betreuer nach dem Betreuungsrecht bestellt ist und dessen 
Aufgabenbereich die Gesundheitssorge für den Patienten um-
fasst, steht diesem ein umfassendes Akteneinsichtsrecht zu 
(vgl. Abschnitt 4.3).

Der Patient kann im Rahmen des Rechts auf Einsichtnahme auch 
eine Kopie der Aufzeichnungen gegen Kostenerstattung (zum 
Beispiel in Anlehnung an § 7 Abs. 2, 3 JVEG 0,50 Euro je Seite, 
ab der 51. Seite 0,15 Euro beziehungsweise 2,50 Euro je Datei-
ausdruck bei elektronischer Speicherung) verlangen. Der Arzt/
Psychotherapeut darf ihm – im Hinblick auf die eigene Dokumen-
tationspflicht – Originale nicht überlassen. 

Nach dem Tod des Patienten steht Erben beziehungsweise 
nächsten Angehörigen in den gesetzlich festgelegten Grenzen 
das Recht auf Einsicht in die Patientenakte zu, wenn der vor dem 
Tod geäußerte oder der mutmaßliche Wille des Verstorbenen 
dem nicht entgegensteht (§ 630g Abs. 3 BGB). 

Im Rahmen der Akteneinsicht hat ein Patient keinen Anspruch 
auf Herausgabe der im Eigentum des Arztes/Psychotherapeuten 
stehenden Original-Krankenunterlagen. Ferner besteht kein  
Anspruch auf eine Bestätigung der Richtigkeit der Kranken- 
unterlagen oder die Herausgabe von beglaubigten Fotokopien 
(LG Düsseldorf, Urteil vom 28. September 2006, Az. 3 O 106/06; 
MedR (2007) 25 auf den Seiten 663 – 664). Dagegen ist ein 
Arzt nach einer Entscheidung des LG Kiels (Urteil vom 30. März 
2007, Az. 8 O 59/06) verpflichtet, dem bevollmächtigten Rechts-
anwalt des Patienten die Originalröntgenaufnahmen zur Einsicht-
nahme zur Vorbereitung eines Rechtsstreits gegen einen anderen 
Arzt oder gegen eine Klinik vorübergehend zu überlassen.

3.7 Akten-/Datenträgervernichtung 

Wenn nach Ablauf der vorgeschriebenen Aufbewahrungsfristen 
die Patientendaten nicht mehr gebraucht werden, zum Beispiel 
weil keine weitere Behandlung des Patienten zu erwarten ist, 
sind die Unterlagen ordnungsgemäß zu vernichten. Sie müssen 
daher entweder in einem eigenen Schredder zerkleinert oder  
einem Aktenvernichtungsunternehmen übergeben werden. Die 
Datenträger (in Papierform oder elektronisch) müssen dabei 
nach DIN 66399, Schutzklasse 3, Sicherheitsstufe 4 (Partikel-

größe 160 mm²) oder 5 (Partikelgröße 30 mm²) vernichtet wer-
den (früher DIN 32757, Sicherheitsstufe 4 für Papier). Bundes-
weit werden von den Datenaufsichtsbehörden unterschiedliche 
Auffassungen zur erforderlichen Sicherheitsstufe bei der Ver-
nichtung von Patientendaten vertreten. Wir empfehlen daher  
jedenfalls geringe Datenmengen nach der Sicherheitsstufe 5 zu 
vernichten. Wenn zur Aktenvernichtung ein Unternehmen ein- 
geschaltet wird, findet datenschutzrechtlich eine Datenverarbei-
tung im Auftrag statt. Hierbei sind die Anforderungen des Art. 28 
DSGVO zu beachten. Der Arzt/Psychotherapeut bleibt die ver-
antwortliche Stelle. Ihm obliegt es zu kontrollieren, ob der Auf-
trag datenschutzgerecht erledigt wurde. Um die Einhaltung der 
ärztlichen Schweigepflicht zu gewährleisten, sollten die Patienten-
daten in einem abgeschlossenen Behältnis, das in der Regel 
vom Unternehmen zur Verfügung gestellt wird, zur Vernichtung 
gegeben werden. Auch im Rahmen des eigentlichen Vernichtungs-
vorgangs durch das beauftragte Unternehmen ist die Kenntnis-
nahme von Patientendaten durch dessen Mitarbeiter durch ent-
sprechende Maßnahmen auszuschließen.

Fachfirmen finden Sie im Internet unter dem Suchbegriff „Akten-
vernichtung“, datenschutzrechtlich zertifizierte Fachfirmen unter 
den Suchbegriffen „Aktenvernichtung und Gütesiegel“.

Unter dem Titel „Datenschutzgerechte Datenträgervernichtung“ 
hat die Gesellschaft für Datenschutz und Datensicherheit e. V. 
eine Broschüre zu diesem Thema erarbeitet, die auch einen 
Mustervertrag zur Vernichtung von Datenträgern im Auftrag ent-
hält. Bezugsquellen finden Sie im Internet (Titel als Suchbegriff 
eingeben).
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4. Übermittlung von Patienten- 
	 daten aufgrund gesetzlicher  
	 Bestimmungen 

Kern der ärztlichen Schweigepflicht ist, dass der Patient darauf 
vertrauen kann, dass sein Arzt/Psychotherapeut die ihm an- 
vertrauten persönlichen Daten nicht an Dritte weitergibt. Dieses 
Vertrauen wird gebrochen, wenn der Arzt/Psychotherapeut zur 
Offenbarung von Patientendaten gegenüber Dritten durch ein 
Gesetz verpflichtet wird oder ein Gesetz ihm dies erlaubt. Die 
gesetzlichen Übermittlungspflichten und -rechte sind dem Pa- 
tienten oft nicht bekannt. Der Arzt/Psychotherapeut muss sie 
dem Patienten im Einzelfall nur mitteilen, wenn er dazu gesetz-
lich oder vertraglich verpflichtet ist (siehe zum Beispiel 4.2, 4.9) 
oder der Patient eine entsprechende Aufklärung verlangt (§ 34 
Abs. 1, 3 BDSG). Unabhängig vom Einzelfall sind jedoch die  
Informations- und Mitteilungspflichten nach Art. 13, 14 und 15 
DSGVO zu beachten. 

Der Arzt/Psychotherapeut ist nicht zur Auskunft verpflichtet, 
wenn er sich oder bestimmte andere Personen (§ 383 Abs. 1 
Nr. 1 – 3 ZPO) durch die Auskunft der Gefahr aussetzen würde, 

wegen einer Straftat oder einer Ordnungswidrigkeit verfolgt zu 
werden (§ 100 Abs. 2 SGB X).

4.1 Übermittlung an Angehörige und andere 	
	 Bezugspersonen nach Notarzteinsätzen

Nach Art. 47 Abs. 4 des Bayerischen Rettungsdienstgesetzes 
(BayRDG) sind unter anderem Notärzte (als im Rettungsdienst 
mitwirkenden Personen) berechtigt, Angehörigen und anderen 
Bezugspersonen des Betroffenen (Patienten) dessen Aufenthalts-
ort mitzuteilen, sofern nicht im Einzelfall schutzwürdige Interes-
sen des Betroffenen dem entgegenstehen oder der Betroffene 
ausdrücklich einer Auskunftserteilung widersprochen hat. Diese 
Übermittlungsbefugnis gilt nicht für Einsätze im Rahmen des 
ärztlichen Bereitschaftsdienstes.

4.2 Übermittlung an Berufsgenossenschaften

Vertragsärzte/-psychotherapeuten, die an einem Unfallheil- 
verfahren beteiligt sind, müssen daher Patientendaten, die für 
ihre Entscheidung, eine Unfallheilbehandlung durchzuführen, 
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maßgeblich waren, an die zuständige BG übermitteln. Soweit es 
für Zwecke der Heilbehandlung und der Erbringung sonstiger 
Leistungen erforderlich ist, müssen auch Daten über die Behand-
lung und den Zustand des Unfallversicherten sowie andere per-
sonenbezogenen Daten an die BG weitergeleitet werden.

Vermutet der Arzt, dass bei seinem Patienten eine Berufskrank-
heit besteht, hat er dies ebenfalls der zuständigen BG in vorge-
schriebener Form unverzüglich anzuzeigen (§ 202 SGB VII). Für 
das dem Versicherten zustehende Auskunftsrecht gilt § 25 Abs. 
2 SGB X entsprechend (§ 201 Abs. 1 Satz 3 SGB VII). 

4.3 Übermittlung an Betreuer

Ist für einen Patienten nach § 1896 BGB ein Betreuer bestellt 
und umfasst dessen Aufgabenbereich die Gesundheitssorge für 
den Betreuten (gemäß § 1901 BGB), so steht dem Betreuer ein 
umfassender Auskunftsanspruch gegenüber dem Arzt/Psycho-
therapeuten zu.

Auch aus anderen Aufgabenbereichen können sich gegebenen-
falls reduzierte Auskunftsansprüche des Betreuers ergeben, zum 
Beispiel können im Rahmen der Vermögenssorge Auskünfte, die 
zur Prüfung einer „Privatrechnung“ erforderlich sind, verlangt 
beziehungsweise erteilt werden (www.mit-sicherheit-gut- 
behandelt.de).

Soweit Patientendaten eines Betreuten – außer aufgrund gesetz-
licher Befugnisnormen – an andere Personen oder Stellen als 
dem Betreuer übermittelt werden sollen, bedarf es hierfür grund-
sätzlich der Einwilligung des Betreuten, also des Patienten. Nur 
wenn dieser nicht mehr einwilligungsfähig ist (siehe hierzu Punkt 
5), kann der Betreuer anstelle des Patienten rechtswirksam in 
die Datenübermittlung einwilligen. 

4.4 Übermittlung bei Drogen-Substitutions-	
	 behandlung

Nach der Betäubungsmittel-Verschreibungsverordnung (BtmVV) 
ist die Substitutionsbehandlung eines Drogensüchtigen mit einem 
Betäubungsmittel (zum Beispiel Methadon) dem Bundesinstitut 
für Arzneimittel und Medizinprodukte in Berlin in Form eines 
achtstelligen Patientencodes schriftlich oder kryptiert zu melden 

(§ 5b Abs. 2 BtmVV). Grund hierfür ist die Vermeidung von 
Mehrfachsubstituierungen. Der Nachweis und der Bestand von 
Betäubungsmitteln, wenn sie in der Arztpraxis vorgehalten wer-
den, ist in einem amtlichen Formular zu führen. Wird einem 
Süchtigen ein Substitutionsmittel zum unmittelbaren Verbrauch 
überlassen, ist der Verbleib patientenbezogen nachzuweisen. 
Auf Verlangen der zuständigen Landesbehörde (in Bayern: Kreis-
verwaltungsbehörde), ist dieser die vollständige Dokumentation 
vorzulegen (§ 5 Abs. 11 BtmVV). 

Im Rahmen der substitutionsgestützten Behandlung Opiat- 
abhängiger nach den Richtlinien des Gemeinsamen Bundes- 
ausschusses zu Untersuchungs- und Behandlungsmethoden  
der vertragsärztlichen Versorgung (Richtlinie Methoden ver-
tragsärztliche Versorgung) besteht keine gesetzliche Übermitt-
lungsbefugnis für Patientendaten. 

4.5 Übermittlung nach dem Infektionsschutz-	
	 gesetz an Gesundheitsämter 

Für bestimmte ansteckende Krankheiten gibt es in Deutschland 
eine Meldepflicht. Welche Krankheiten den Gesundheitsämtern 
gemeldet werden müssen, regelt das Infektionsschutzgesetz 
(IfSG). Ziel des IfSG ist, übertragbaren Krankheiten beim Men-
schen vorzubeugen, Infektionen frühzeitig zu erkennen und ihre 
Ausbreitung zu verhindern.

Die Meldepflicht macht die Verarbeitung personenbezogener 
Daten nach dem IfSG erforderlich. Das IfSG unterscheidet  
zwischen der namentlichen und nicht namentlichen Meldungs- 
verpflichtungen. Die namentliche Meldung muss die in § 9 IfSG 
genannten Angaben enthalten, wie unter anderem neben der 
konkreten Krankheit auch den Namen, die Anschrift, das Alter 
und das Geschlecht des Patienten.

Die Meldung hat unverzüglich, spätestens innerhalb von 24 Stun-
den an das für den Aufenthaltsort des Betroffenen zuständige 
Gesundheitsamt zu erfolgen. Zuständig ist für die Meldung der 
feststellende Arzt.

http://www.mit-sicherheit-gut-behandelt.de/
http://www.mit-sicherheit-gut-behandelt.de/
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Coronavirus-Meldepflichtverordnung

Am 1. Februar 2020 ist die Verordnung über die Ausdehnung 
der Meldepflicht nach § 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 und § 7 Abs. 1 
Satz 1 des Infektionsschutzgesetzes auf Infektionen mit dem 
erstmals im Dezember 2019 in Wuhan/Volksrepublik China  
aufgetretenen neuartigen Coronavirus („2019-nCoV“) (CoronaV-
MeldeV) in Kraft getreten.

Dem Gesundheitsamt wird gemäß der Coronavirus-Meldepflicht- 
verordnung der Verdacht auf eine Erkrankung, die Erkrankung 
sowie der Tod in Bezug auf eine Infektion gemeldet, die durch 
das neuartige Coronavirus (SARS-CoV-2) verursacht wurde. Die 
Meldung des Verdachts auf eine Erkrankung muss nur erfolgen, 
wenn der Verdacht nach dem Stand der Wissenschaft sowohl 
durch das klinische Bild als auch durch einen wahrscheinlichen 
epidemiologischen Zusammenhang begründet ist. 

4.6 Übermittlung beim Transport infektiöser 	
	 Patienten

Bestimmte infektiöse Patienten dürfen nach Art. 40 Bayerisches 
Rettungsdienstgesetz (BayRDG) nur mit genehmigten Kranken-
kraftwagen transportiert werden. Die Besteller dieser rettungs-
dienstlichen Leistungen sind verpflichtet, der Integrierten Leit-
stelle oder dem Rettungsdienstunternehmer bei der Bestellung 
des Transports das Vorliegen oder den Verdacht einer Infektions-
krankheit oder einer Besiedelung mit multiressistenten Erregern 
mitzuteilen. In anderen Fällen, darf eine Informationsweitergabe 
an Transportunternehmen nur mit Einwilligung des Patienten er-
folgen.

4.7 Übermittlung bei Insolvenz  
	 (§ 97 Abs. 1 Insolvenzordnung)

Sofern über das Vermögen eines Arztes/Psychotherapeuten ein 
Insolvenzverfahren eröffnet wurde, hat der Insolvenzverwalter 
gegenüber dem Arzt/Psychotherapeuten Anspruch auf Auskunft 
über noch offene Forderungen gegenüber Privatpatienten sowie 
deren Name und Vorname (Beschluss des BGH vom 17. Februar 
2005, Az. IX ZB 62/04 und vom 5. Februar 2009, Az. IX ZB 
85/08, MedR (2009) 27:531-532).

4.8 Übermittlung an Jugendämter bei Kindes-	
	 wohlgefährdung 

Derartige Datenübermittlungen von Ärzten an Jugendämter wa-
ren früher nur auf Rechtsgrundlage des § 34 StGB (rechtfertigen-
der Notstand) möglich. Wegen verschiedener Gewalttaten und 
Missbrauchsskandale gegen Kinder wurden auf Bundes- und 
Landesebene spezifische Datenübermittlungsbefugnisse bezie-
hungsweise Datenübermittlungsverpflichtungen geschaffen.

Nach § 4 KKG (Bundesrecht) sind unter anderem Ärzte und 
nichtärztliche Psychotherapeuten unter bestimmten Vorausset-
zungen berechtigt, das Jugendamt über Kindeswohlgefährdun-
gen zur informieren. Grundsätzlich gilt:

�� Im Rahmen der beruflichen Tätigkeit werden gewichtige An-
haltspunkte für die Gefährdung des Wohles eines Kindes 
oder Jugendlichen festgestellt.

�� Erörterung der Situation mit dem Kind/Jugendlichen und den 
Personensorgeberechtigten (Sollvorschrift).

�� Erst wenn mit einer Erörterung der Gefährdung nicht abge-
wendet werden kann oder diese erfolglos verläuft, darf das 
Jugendamt im erforderlichen Umfang informiert werden.

�� Die beabsichtigte Information des Jugendamtes ist den Be-
troffenen (Kind/Jugendlichen/Personensorgeberechtigten) 
im Regelfall vorab mitzuteilen. 

Im Unterschied zum Bundesrecht, besteht in Bayern eine vor-
rangig zu beachtende Regelung in Art. 14 Abs. 6 BayGDVG. 
Hiernach sind Ärzte verpflichtet, gewichtige Anhaltspunkte für 
eine Misshandlung, Vernachlässigung oder einen sexuellen Miss-
brauch eines Kindes oder Jugendlichen, die ihnen im Rahmen 
ihrer Berufsausübung bekannt werden, unter Übermittlung der 
erforderlichen personenbezogenen Daten unverzüglich dem  
Jugendamt mitzuteilen.

Das Bayerische Staatsministerium für Arbeit und Sozialordnung, 
Familie und Frauen sieht im speziellen Fall der Alkoholintoxi- 
kation eine Vernachlässigung (Kindeswohlgefährdung), wenn ein 
Kind oder Jugendlicher wegen massiver oder wiederholter Selbst-
schädigung durch Alkoholmissbrauch medizinisch behandelt 
werden muss und Anhaltspunkte dafür vorliegen, dass seine  
Eltern nicht gewillt oder in der Lage sind, ihrer Erziehungs- 
verantwortung gerecht zu werden (siehe KVB INFOS 11/2009, 
zu Art. 14 Abs. 6 GDVG).
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4.9 Übermittlung nach dem Jugendarbeits-		
	 schutzgesetz (JArbSchG)

Jugendliche, die in das Berufsleben eintreten, dürfen nur nach 
vorheriger medizinischer Untersuchung beschäftigt werden.  
Nähere Regelungen enthalten die §§ 32 bis 45 JArbSchG. Die 
Untersuchungsergebnisse sind auf amtlichen Formularen zu  
dokumentieren, der Arzt hat den Untersuchungsbogen zehn  
Jahre aufzubewahren (§ 3 der Verordnung über die ärztliche  
Untersuchungen nach Jugendarbeitsschutzuntersuchungs- 
verordnung, JArbSchUV).

Der untersuchende Arzt hat dem Personensorgeberechtigten 
das Untersuchungsergebnis und gegebenenfalls weitere Daten 
mit dem dafür vorgesehenen Formular schriftlich mitzuteilen  
(§ 39 Abs. 1 JArbSchG). Die Bescheinigung für den Arbeitgeber 
ist dem Jugendlichen auszuhändigen und von diesem dem Arbeit-
geber vorzulegen (§§ 33 Abs. 1, 39 Abs. 2 JArbSchG; gilt für  
Erstuntersuchung analog). Bei einem Arbeitgeberwechsel hat 
der bisherige Arbeitgeber dem Jugendlichen die Bescheinigung 
über die Erst-/Nachuntersuchung zur Vorlage beim neuen Arbeit-
geber auszuhändigen (§ 41 Abs. 2 JArbSchG).

Untersuchungsbefunde nach den vorstehenden Vorschriften darf 
der untersuchende Arzt dem staatlichen Gewerbearzt und dem 
Arzt, der einen Jugendlichen im Sinne der §§ 34, 35 JArbSchG 
nachuntersucht, nur auf Verlangen und mit Einwilligung der Per-
sonensorgeberechtigten und der/des Jugendlichen zur Einsicht 
aushändigen (§ 45 JArbSchG). Die Kosten der vorstehenden  
Untersuchungen werden vom jeweiligen Bundesland getragen  
(§ 44 JArbSchG).

Zur Mitwirkung von Schulen beim Vollzug des JArbSchG wird  
auf die Bekanntmachung Nummer 12 des Bayerischen Staats-
ministeriums für Unterricht, Kultus, Wissenschaft und Kunst  
verwiesen unter www.verkuendung-bayern.de/kwmbl/jahr-
gang:2015

4.10 Übermittlung an die Kassenärztliche  
	 Vereinigung 

Das Sozialgesetzbuch V (SGB V) sieht die regelmäßige Daten-
übermittlung vom Vertragsarzt/-psychotherapeuten an die  
Kassenärztliche Vereinigung und die gesetzlichen Kranken- 
kassen vor. Der Vertragsarzt/-psychotherapeut rechnet seine 

zur Behandlung des gesetzlich Krankenversicherten erbrachten 
Leistungen mit der Kassenärztlichen Vereinigung (KV) ab. Er hat 
deshalb der KV gemäß § 294 ff SGB V den Namen, die Anschrift 
und das Geburtsdatum des Patienten, dessen Krankenkasse 
und Versichertennummer sowie die ärztlichen Leistungen ein-
schließlich der Diagnose(n) verschlüsselt nach der gültigen ICD 
maschinenlesbar zu übermitteln. Diese Daten dienen einerseits 
dazu, dass die KV die Abrechnung durchführen und kontrollieren 
kann, anderseits stehen sie nach Bearbeitung der KV und den 
Krankenkassen (beziehungsweise der Prüfungsstelle und dem 
Beschwerdeausschuss) für die Überprüfung der Wirtschaftlich-
keit des Vertragsarztes/-psychotherapeuten zur Verfügung  
(§§ 12, 106 - 106c SGB V). Ferner ist der Vertragsarzt/-psycho-
therapeut verpflichtet, auf Verlangen seiner KV für Plausibilitäts-
prüfungen einzelne Befunde vorzulegen (§ 295 Abs. 1a SGB V). 

Nach dem Urteil des Bundessozialgerichts vom 10. Dezember 
2008, Az. B 6 KA 37/07 R, war es nicht zulässig, dass Ärzte/
Psychotherapeuten mit der Erstellung der Abrechnung für ver-
tragsärztliche Leistungen und deren Einreichung bei den Kassen- 
ärztlichen Vereinigungen private Dienstleister beauftragen. Dies 
galt nach Auffassung des Gerichts selbst dann, wenn der Patient 
wirksam in diese Vorgehensweise eingewilligt hat. Aufgrund die-
ses Urteils wurde § 295a SGB V in das Gesetz aufgenommen. 
Unter den dort genannten Voraussetzungen dürfen Abrechnungs- 
daten aus Verträgen nach den §§ 75b und 140a SGB V an den 
Vertragspartner auf Leistungserbringerseite übermittelt werden.

Auch im Fall einer Beauftragung der KV nach § 116b Abs. 1 
Satz 1, 2. Halbsatz SGB V (Abrechnung von Leistungen der am-
bulanten spezialfachärztlichen Versorgung) erfolgt die Übermitt-
lung der Abrechnungsdaten an die KV auf Grundlage des § 295 
Abs. 1 SGB V zum Zwecke der Vergütung der erbrachten Leis-
tungen. Es liegt kein Fall der Auftragsverarbeitung nach Art. 28 
DSGVO vor.

Ferner sind der KV gemäß §§ 298, 299 SGB V die notwendigen 
Unterlagen zur Durchführung von Qualitätsprüfungen im Sinne 
von § 136 SGB V in Verbindung mit den Qualitätssicherungs-
richtlinien auf Anforderung der KVB vorzulegen (zum Beispiel 
Qualitätssicherung Radiologie). Dies gilt entsprechend für Ver-
einbarungen von Qualitätssicherungsmaßnahmen im Bundes-
mantelvertrag-Ärzte beziehungsweise in Vereinbarungen nach  
§ 135 Abs. II SGB V.

https://www.verkuendung-bayern.de/files/kwmbl/2015/12/kwmbl-2015-12.pdf
https://www.verkuendung-bayern.de/files/kwmbl/2015/12/kwmbl-2015-12.pdf
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4.11 Übermittlung an gesetzliche  
	 Krankenkassen

Vertragsärzte/-psychotherapeuten müssen den gesetzlichen 
Krankenkassen nur Auskunft geben, soweit es für die Durch- 
führung ihrer Aufgaben nach dem SGB V erforderlich und  
gesetzlich geregelt ist. Die gesetzlichen Krankenkassen haben 
insbesondere die Aufgabe, die Beiträge der Versicherten zu ver-
walten, die Leistungspflicht gegenüber ihren Versicherten mit 
und ohne den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung 
(MDK) zu überprüfen, sowie an der Zulassung der Vertragsärzte/ 
-psychotherapeuten und an der Wirtschaftlichkeitsprüfung mit-
zuwirken. Für den Übermittelnden bedarf es ferner der jeweiligen 
gesetzlichen Verpflichtung oder Befugnis zur Auskunftserteilung. 
Auskunftspflichten ergeben sich unter anderem aus den §§ 294 
ff SGB V. Danach sind die Vertragsärzte/-psychotherapeuten 
verpflichtet, die für die Erfüllung der Aufgaben der Krankenkas-
sen notwendigen Angaben, die aus der Erbringung, der Verord-
nung sowie der Abgabe von Versicherungsleistungen entstehen, 
aufzuzeichnen und zu übermitteln (§ 294 Abs. 1 SGB V). 

Diese Übermittlungsbefugnisse haben die KBV und die Spitzen-
verbände der Krankenkassen in § 36 BMV-Ä präzisiert. Der 
Vertragsarzt/-psychotherapeut ist verpflichtet, auf Wunsch einer 
gesetzlichen Krankenkasse dieser eine Auskunft auf dem ver-
einbarten Vordruck (Vordruckvereinbarung/Vordruckmuster-
sammlung: http://kbv.de/html/formulare.php) zu erteilen 
(zum Beispiel Bericht für den MDK, Wiedereingliederungsplan, 
Bericht des behandelnden Arztes, Anfrage zur Zuständigkeit  
einer anderen Krankenkasse oder eines sonstigen Kostenträgers, 
Anfrage zum Fortbestehen der Arbeitsunfähigkeit, ärztliche  
Bescheinigung zur Feststellung des Erreichens der Belastungs-
grenze). Diese Vordrucke enthalten auch Hinweise zur Vergütung.

Erfolgen Anfragen der Krankenkassen auf nicht vereinbarten 
Vordrucken (dies sind auch „vereinbarte“ Vordrucke, die von 
der anfragenden Stelle erweitert oder verändert wurden), muss 
die Krankenkasse im Einzelfall nachweisen, warum sie die Aus-
kunft benötigt und aufgrund welcher Rechtsgrundlage sie diese 
fordert. Wenn diese Rechtsgrundlage dem Vertragsarzt/-psy-
chotherapeuten kein gesetzliches Auskunftsrecht einräumt, hat 
die Krankenkasse eine aktuelle Entbindungserklärung von der 
Schweigepflicht beizufügen. Die allgemeine Aussage, Vertrags-
ärzte/-psychotherapeuten seien verpflichtet, den Krankenkas-
sen die für die Erfüllung ihrer Aufgaben notwendigen Angaben 
mitzuteilen, genügt demzufolge nicht. Kann die Anfrage im Sinne 

einer „kurzen Auskunft“ erfolgen, die weder einen besonderen 
Arbeitsaufwand noch gutachtliche Feststellungen erfordert, ist 
diese ohne besonderes Honorar, aber gegen Erstattung von 
Auslagen zu erteilen, es sei denn, dass eine andere Vergütungs-
regelung vereinbart wurde. Auskünfte, Bescheinigungen, Zeug-
nisse, Berichte und Gutachten sind auf besonderes Verlangen 
der Krankenkassen beziehungsweise des Medizinischen Diens-
tes – sofern keine gesonderten Regelungen bestehen – nur 
nach den Leistungspositionen des Abschnitts II. 1.6 EBM be-
rechnungsfähig, die auf den vereinbarten Vordrucken angege-
ben sind (Nr. 10 der Erläuterungen zur Vereinbarung über Vor-
drucke für die vertragsärztliche Versorgung, § 36 Abs. 3 BMV-Ä). 
Weitere Hinweise finden Sie in unserer Broschüre „Anfragen 
von Krankenkassen“ unter www.kvb.de/ueber-uns/gesund-
heitspolitik/therapiefreiheit.

Krankenkassen sind nicht berechtigt von den Vertragsärzten/ 
-psychotherapeuten für eigene Zwecke Informationen zur der-
zeitigen Behandlung, zu Rehabilitationsmaßnahmen, zur Ursa-
che der Arbeitsunfähigkeit (Ausnahme: § 294a SGB V) oder zur 
Wiederherstellung der Arbeitsfähigkeit (Ausnahme: § 44 Abs. 4 
SGB V) anzufordern. Im Regelfall handelt es sich hierbei um me-
dizinische Daten (zum Beispiel aus Arztbriefen, Befundberich-
ten, ärztliche Gutachten), die die Krankenkassen nicht zur Erfül-
lung ihrer Aufgaben benötigen. Aus diesem Grund dürfen die 
Krankenkassen derartige Daten selbst beim Vorliegen einer Ein-
willigungserklärung des Patienten/Versicherten nicht für sich 
anfordern. Eine Anforderung ist – beim Vorliegen der rechtlichen 
Voraussetzungen – allenfalls zur Vorlage beim MDK zulässig 
(siehe 4.13).

In den Fällen, in denen die ärztliche Behandlung des Patienten 
möglicherweise wegen Folgen oder Spätfolgen eines Arbeits- 
unfalls, einer Berufskrankheit, einer Schädigung nach dem  
Bundesversorgungsgesetz, eines Impfschadens, eines sonstigen 
Unfalls oder sonstiger durch Dritte verursachter Gesundheits-
schäden, die nicht Folge einer Misshandlung, eines sexuellen 
Missbrauchs oder einer Vernachlässigung von Kindern und Ju-
gendlichen sein können, erfolgt, ist der Vertragsarzt zur Infor-
mation der Krankenkasse über Ursache und Verursacher der Er-
krankung verpflichtet (§ 294a Abs. 1 SGB V). Nach dieser Vor-
schrift besteht keine Auskunftsverpflichtung des Behandlers  
gegenüber der Krankenkasse, wenn ihm selbst ein Behandlungs- 
fehler angelastet wird (vgl. Urteil des LSG Niedersachsen-Bre-
men vom 24. November 2009, Az. L 1 KR 152/08. Allerdings 
besteht auch in solchen Fällen das Akteneinsichtsrecht des Pa-

https://kbv.de/html/formulare.php
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Infomaterial/Verordnung/KVB-Broschuere-Anfragen-von-Krankenkassen.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Infomaterial/Verordnung/KVB-Broschuere-Anfragen-von-Krankenkassen.pdf
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tienten beziehungsweise eine Datenübermittlungsverpflichtung 
an den MDK (§§ 275 Abs. 3 Nr. 4, 276 Abs. 2 Satz 1 SGB V).

Darüber hinaus sind an der vertragsärztlichen Versorgung teil-
nehmende Ärzte seit 1. Juli 2008 verpflichtet, den Kranken- 
kassen die erforderlichen Daten zu übermitteln, wenn Anhalts-
punkte für ein Vorliegen der Voraussetzungen des § 52 Abs. 2 
SGB V (Erkrankung aufgrund nicht indizierter ästhetischer  
Operation, Tätowierung oder Piercing) vorliegen (§ 294a Abs. 2 
SGB V). Die Versicherten sind über den Grund der Meldung und 
die gemeldeten Daten zu informieren.

Zur Unterstützung von Versicherten zur Wiederherstellung der 
Arbeitsfähigkeit und bei (vermuteten) Behandlungsfehlern dürfen 
Krankenkassen mit Einwilligung des Versicherten Unterlagen bei 
Ärzten/Psychotherapeuten anfordern (§§ 44 Abs. 4, 66 SGB V). 
Die Einwilligung muss auch die Berechtigung zur Übermittlung 
der angeforderten Daten für den Behandler beinhalten.

Nach § 116 SGB X können Schadenersatzansprüche des Patien- 
ten auf die Krankenkasse übergehen. Liegt in diesen Fällen auch 
noch eine entsprechende Einwilligungserklärung des Patienten 
vor, geht dessen Akteneinsichtsrecht in soweit auf die Kranken-
kasse über (BGH-Urteil vom 23. Oktober 2010, Az. VI ZR 249/08). 
Vorstehendes gilt laut Urteil des BGH vom 26. Februar 2013, 
Az. VI ZR 359/11, auch bei verstorbenen Patienten, sofern die 
mutmaßliche Einwilligung des Patienten anzunehmen ist.

In den Fällen des § 295 Abs. 1b SGB V (insbesondere Verträge 
zur besonderen und hausarztzentrierten Versorgung nach 
den §§ 73b, 140a SGB V ohne Beteiligung der KVB) sind die 
Daten nach § 295 Abs. 1 SGB V grundsätzlich den jeweiligen 
Krankenkassen zu übermitteln. Aufgrund des § 295a SGB V  
dürfen die Abrechnungsdaten aus Verträgen nach den §§ 73b, 
140a SGB V auch an den Vertragspartner auf Leistungserbringer-
seite (zum Beispiel Berufsverband) übermittelt werden, der selbst 
wieder einen Dritten mit der Durchführung der Abrechnung be-
auftragen darf. 

4.12 Übermittlung an das Bayerische Krebs- 
	 register

Nach Art. 4 Abs. 1 Satz 2 BayKRegG müssen Arztpraxen die in 
Satz 1 dieser Vorschrift näher bezeichneten Sachverhalte dem 
LGL (Bayerisches Landesamt für Gesundheit und Lebensmittel-

sicherheit) melden.  Die Meldung muss b  zwei Monaten nach 
Bekanntwerden des meldepflichtigen Ereignisses erfolgen.

Mit der Meldung sind verschiedene Unterrichtungspflichten ver-
bunden, die sich aus Art. 4 Abs. 2 BayKRegG ergeben.

Für die Meldevergütung gilt § 65 c, Absätze 4 - 6 SGB V.

4.13 Übermittlung an den MDK im Rahmen der 	
	 Gesetzlichen Krankenversicherung

Der Vertragsarzt/-psychotherapeut ist gesetzlich zur Auskunft 
gegenüber dem MDK verpflichtet, wenn die Gesetzliche Kranken- 
versicherung eine gutachtliche Stellungnahme oder Prüfung 
durch den MDK veranlasst hat und die Übermittlung für die gut-
achtliche Stellungnahme und Prüfung des MDK im Einzelfall er-
forderlich ist (§ 276 Abs. 2 Satz 1 SGB V). Der MDK wird des-
halb gegenüber dem Vertragsarzt/-psychotherapeuten immer 
angeben müssen, zu welchem Zweck von ihm eine gutachtliche 
Stellungnahme von den Krankenkassen angefordert wurde und 
inwieweit die angeforderten Unterlagen zur Erstellung des Gut-
achtens notwendig sind. 

Die Auskunftspflicht und auch das Auskunftsrecht umfassen nur 
diejenigen Angaben zum Patienten, die für die Beurteilung des 
konkreten Sachverhalts erforderlich sind. Soweit über den Um-
fang der erforderlichen Daten Zweifel bestehen, sollte der er-
suchte Arzt/Psychotherapeut eine Darlegung des MDK zur  
Frage der Erforderlichkeit fordern und nicht ungeprüft alle  
vorhandenen Unterlagen übermitteln. 

Die Auskunftspflicht umfasst auch Fremdbefunde (zum Beispiel 
Krankenhausentlassungsberichte, Arztbriefe), soweit sie nach 
Prüfung des auskunftspflichtigen Arztes/Psychotherapeuten für 
die Stellungnahme oder Prüfung des MDK im konkreten Fall re-
levant sind. 

Gemäß § 276 Abs. 2 Satz 2 SGB V dürfen Unterlagen zur Vorlage 
beim MDK sowohl von diesem als auch von der zuständigen 
Krankenkasse angefordert werden. Die Übermittlung der ange-
forderten Unterlagen muss aber nunmehr tatsächlich unmittel-
bar an den zuständigen MDK erfolgen. Die Zusendung über die 
Krankenkasse ist nicht mehr zulässig.

Natürlich ist auch der MDK bei der Rücksendung der ärztlichen 
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Unterlagen seinerseits zur Wahrung des Patientengeheimnisses 
verpflichtet.

Für die Erstellung ausführlicher (medizinischer) Berichte an den 
MDK ist grundsätzlich der Vordruck Muster 11 nach der Vor-
druckvereinbarung (Bericht für den medizinischen Dienst) zu 
verwenden. Der Vordruck enthält auch einen Hinweis zur Ver- 
gütung (§ 36 Abs. 3 S.3 BMV-Ä). Bei Anfragen auf nicht verein-
barten Vordrucken, die nur in Ausnahmefällen zulässig sind 
(zum Beispiel weil auch nach persönlicher Begutachtung des 
Patienten durch den MDK noch Unklarheiten bestehen) ist der 
MDK verpflichtet, den Zweck der Anfrage in Hinblick auf die Auf-
gabenstellung des MDK und die Rechtsgrundlage der Anfrage 
zu nennen. Auskünfte, Bescheinigungen, Zeugnisse, Berichte 
und Gutachten sind auf besonderes Verlangen der Kranken- 
kassen beziehungsweise des Medizinischen Dienstes – sofern 
keine gesonderten Regelungen bestehen – nur nach den Leis-
tungspositionen des Abschnitts II. 1.6 EBM berechnungsfähig, 
die auf den vereinbarten Vordrucken angegeben sind. Kurze  
Bescheinigungen und Auskünfte auf vereinbarten Vordrucken 
ohne entsprechenden Aufdruck sind ohne besonderes Honorar, 
gegebenenfalls gegen Erstattung von Auslagen, auszustellen 
(Nr. 10 der Erläuterungen zur Vereinbarung über Vordrucke für 
die vertragsärztliche Versorgung).

Im Rahmen der Feststellung der Pflegebedürftigkeit sind Aus- 
künfte an den MDK nur mit Einwilligung des Patienten zulässig 
(§ 18 Abs. 4 SGB XI, vgl. 5.7).

4.14 Übermittlung an Prüfungsstelle

Zur Durchführung der Wirtschaftlichkeitsprüfung übermitteln die 
Kassenärztliche Vereinigung und die Krankenkassen nach den 
§§ 296, 297 SGB V Daten an die Prüfungsstelle (§ 106 Abs. 4a 
SGB V). 

Im Übrigen ist der Vertragsarzt/-psychotherapeut berechtigt, 
Patientendaten gegenüber der Prüfungsstelle und dem Beschwer- 
deausschuss zu offenbaren, soweit dies zur Wahrung berechtig-
ter eigener Interessen in konkreten Prüfverfahren erforderlich ist.

4.15 Übermittlung von Röntgenaufnahmen

Im Zuge der umfassenden Modernisierung des deutschen 
Strahlenschutzrechts wurden die Regelungen der Röntgen- 
verordnung in die neu gefasste Strahlenschutzverordnung über-
nommen. Die Strahlenschutzverordnung und das Strahlen-
schutzgesetz sind seit dem 31. Dezember 2018 wirksam.

Der Strahlenschutzverantwortliche hat dafür zu sorgen, dass 
über die Anwendung ionisierender Strahlung oder radioaktiver 
Stoffe am Menschen Aufzeichnungen angefertigt werden (§ 85 
Abs. 1 Satz 1 StrlSchG). Er hat die Aufzeichnungen wie Röntgen-
bilder, digitale Bilddaten und sonstige Untersuchungsdaten im 
Falle von Behandlungen für eine Dauer von 30 Jahren aufzube-
wahren (§ 85 Abs. 2 Nummer 1 StrlSchG).

Es kann verlangt werden, dass im Falle der Praxisaufgabe oder 
sonstiger Einstellung des Betriebs die Aufzeichnungen sowie die 
Röntgenbilder, die digitalen Bilddaten und die sonstigen Unter-
suchungsdaten unverzüglich bei einer von der zuständigen Be-
hörde bestimmten Stelle zu hinterlegen sind (§ 85 Abs. 2 Satz 2 
StrlSchG).

Außerdem muss der Strahlenschutzverantwortliche der zustän-
digen Behörde auf Verlangen die Aufzeichnungen vorlegen (§ 85 
Abs. 3 Nummer 1 StrlSchG). Ferner muss er einem weiterunter-
suchenden oder behandelnden Arzt Auskünfte über die Auf-
zeichnungen erteilen und ihm die Aufzeichnungen sowie die 
Röntgenbilder, die digitalen Bilddaten und die sonstigen Unter-
suchungsdaten vorübergehend überlassen. Bei der Weitergabe 
oder Übermittlung sind geeignete Maßnahmen zur Einhaltung 
der ärztlichen Schweigepflicht zu treffen (§ 85 Abs. 3 Nummer 
3 StrlSchG). Der untersuchten oder behandelten Person ist auf 
deren Wunsch eine Abschrift der Aufzeichnungen zu überlassen. 

4.16 Übermittlung im Strafvollzug  
	 (§ 182 Abs. 2 StVollzG) und bei gerichtlich 	
	 angeordneter Führungsaufsicht (§ 68 StGB)

Die ärztliche Schweigepflicht schützt grundsätzlich auch die  
Patientendaten der Gefangenen. Eine Offenbarungspflicht des 
Arztes/Psychotherapeuten gegenüber dem Leiter der Justizvoll-
zugsanstalt besteht nur, soweit dies für die Aufgabenerfüllung 
der Strafvollzugsbehörde oder zur Abwehr von erheblichen  
Gefahren für Leib oder Leben des Gefangenen oder Dritter (zum 
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pflichtet den Arzt/Psychotherapeuten – aber nur, solange die 
Tat noch nicht ausgeführt wurde oder der Erfolg der Tat noch 
abgewendet werden kann – zur Offenbarung von Patientendaten 
gegenüber einer Behörde oder dem Bedrohten. In einigen der 
vorgenannten Fälle bleibt die Nichtanzeige eines geplanten 
schweren Verbrechens nach § 139 StGB unter der Voraussetzung 
straffrei, dass sich der Arzt/Psychotherapeut ernsthaft bemüht 
hat, den Täter von der Tat abzuhalten oder den Erfolg der Tat 
abzuwenden.

4.19 Anzeige von Todesfällen

Nach § 4 der Bestattungsverordnung (BestV) ist der die Leichen- 
schau durchführende Arzt verpflichtet, unverzüglich die Polizei 
zu informieren, wenn die Leichenschau Anhaltspunkte für einen 
nicht natürlichen Tod (Selbsttötung, Unfall, strafbare Handlung, 
andere äußere Einwirkung) ergibt, die Todesursache nicht fest-
gestellt werden kann oder die Leiche eines Unbekannten aufge-
funden wird. In diesen Fällen ist der Polizei auch die (gegebenen- 
falls vorläufige) Todesbescheinigung zuzuleiten. Umfangreiche 
Information zur Leichenschau hat die Bayerische Landesärzte-
kammer unter www.blaek.de veröffentlicht (www.blaek.de/
arzt-und-recht/leichenschau). Wie im Fall von Geburten  
(siehe 4.17) kann der Arzt nachrangig verpflichtet sein, Todes-
fälle dem Standesamt anzuzeigen (§§ 29, 30 PStG).

Beispiel Justizangestellte) erforderlich ist. Die Offenbarungs- 
verpflichtung erstreckt sich auch auf Erkenntnisse des Arztes, 
die im Rahmen der allgemeinen Gesundheitsfürsorge gewonnen 
wurden (§ 182 Abs. 2, Sätze 2, 3 StVollzG). Der Gefangene ist 
vor der Datenerhebung über die vorstehenden Offenbarungs- 
befugnisse zu unterrichten (§ 182 Abs. 2 Satz 5 StVollzG).

Im Rahmen gerichtlich angeordneter Führungsaufsicht kann  
das Gericht verurteilte Personen anweisen, sich zu bestimmten 
Zeiten oder in bestimmten Abständen bei einem Arzt oder einem 
Psychotherapeuten vorzustellen beziehungsweise von diesen 
behandeln zu lassen (§§ 68b Abs. 1 Nr. 11, Abs. 2 StGB). Die 
berufliche Schweigepflicht ist in derartigen Fällen gegenüber den 
im Gesetz genannten Stellen eingeschränkt. Näheres ergibt sich 
aus den §§ 68b Abs. 5, 68a Abs. 8 StGB sowie einer Veröffent-
lichung des Bayerischen Staatsministeriums für Umwelt und  
Gesundheit im Bayerischen Ärzteblatt, Ausgabe 9/2009, Seite 
415 und Veröffentlichung im Psychotherapeutenjournal 2/2018, 
Seiten 144 -147.

4.17 Anzeige von Geburten

Geburten sind vorrangig von einem sorgeberechtigten Elternteil 
dem zuständigen Standesamt mündlich anzuzeigen. Eine Anzeige- 
pflicht anderer bei der Geburt anwesender Personen oder von 
der Geburt aus eigenem Wissen unterrichteter Personen besteht 
dann, wenn die sorgeberechtigten Eltern an der Anzeige gehin-
dert sind (§ 19 Personenstandsgesetz, PStG). Findet die Geburt 
jedoch in Einrichtungen (insbesondere Krankenhäusern und 
sonstigen Einrichtungen, in denen Geburtshilfe geleistet wird) 
statt, liegt die Anzeigepflicht alleine beim Träger der Einrichtung 
(§ 20 PStG).

4.18 Anzeige geplanter Straftaten 

§ 138 StGB stellt die Nichtanzeige bestimmter geplanter (also 
noch nicht begangener) schwerer Verbrechen (Vorbereitung  
eines Angriffskrieges, Hoch- und Landesverrat, Geld und Wert-
papierfälschung, schwerer Menschenhandel, Mord, Totschlag, 
Völkermord, Menschenraub, erpresserischer Menschenraub, 
Geiselnahme, Verschleppung, Raub, räuberische Erpressung  
sowie bestimmte gemeingefährliche Straftaten) durch einen 
Arzt/Psychotherapeuten unter Strafe. Dies berechtigt und ver-

http://www.blaek.de
https://www.blaek.de/arzt-und-recht/leichenschau
https://www.blaek.de/arzt-und-recht/leichenschau
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5. Übermittlung von Patienten- 
	 daten aufgrund einer Schweige-	
	 pflichtentbindungserklärung

Soweit gesetzliche Offenbarungspflichten oder -befugnisse nicht 
vorliegen, ist ein Offenbaren von Patientendaten nur zulässig, 
wenn und soweit der Patient in die Weitergabe seiner Daten 
rechtswirksam eingewilligt hat. Die Einwilligung beziehungs- 
weise die Schweigepflichtentbindung sollte aus Gründen der 
Rechts- und Beweissicherheit für den Arzt/Psychotherapeuten 
schriftlich erfolgen. Nach der DSGVO muss die Praxis die er-
folgte Einwilligung nachweisen können (siehe 1.2.1). Der Arzt/
Psychotherapeut sollte sich die Einverständniserklärung im All-
gemeinen auch vorlegen lassen und sich selbst insbesondere 
vom Umfang der Einverständniserklärung überzeugen (siehe 
auch Punkt 1.5 (3.4.2), Ausnahme: Arzt/Psychotherapeut als 
Zeuge vor Gericht: hier prüft allein das Gericht, in welchem Um-
fang der Arzt von seiner Schweigepflicht entbunden ist. Es ge-
nügt, wenn das Gericht dem Arzt mitteilt, dass eine entspre-
chende Erklärung vorliegt – Beschluss des SG Frankfurt vom 
24. September 1998, Az. S-e/SF-4798, MedRecht 1999, Seite 
577. Mündliche Einwilligungserklärungen sollten stets vor Zeugen  

erfolgen und dokumentiert werden. Von der mutmaßlichen Ein-
willigung sollte der Arzt/Psychotherapeut nur in Ausnahmefällen 
ausgehen (siehe 1.2.2).

Eine wirksame Einverständniserklärung setzt eine entsprechende 
Einsichts- und Urteilsfähigkeit des Patienten voraus, das heißt, 
er muss „ein solches Maß an Verstandesreife erreicht haben, 
dass er die Tragweite seiner Entscheidung zu übersehen ver-
mag“. Eine starre Altersgrenze lässt sich dabei nicht festlegen. 
Deshalb können grundsätzlich auch Minderjährige ohne Zustim-
mung der Eltern (nur) wirksam einer Datenweitergabe zustimmen, 
wenn sie in der Lage sind, sich ein eigenes Urteil über den In-
halt und den Sinn, gegebenenfalls auch der Konsequenzen der 
Datenweitergabe zu bilden (siehe 5.1). Die in Art. 8 DSGVO ge-
nannte Altersgrenze von 16 Jahren gilt nur in Bezug auf Dienste 
der Informationsgesellschaft und ist deshalb unseres Erachtens 
für Arztpraxen nicht von Bedeutung.

Bei nicht einwilligungsfähigen Minderjährigen bedürfen Daten-
übermittlungen der Einwilligung der Sorgeberechtigten (www.
iww.de/pa/recht/recht-vorsicht-eine-honorarabtretung-
bei-der-behandlung-von-kindern-kann-unwirksam-sein-
n82698). Einwilligungserklärungen müssen hinreichend konkret 
abgefasst sein, damit der Arzt/Psychotherapeut den Umfang 
der Einwilligung beurteilen kann. Sie sollten auch möglichst  
aktuell ausgestellt sein, da Einwilligungserklärungen auch wider-
rufen werden können. Bestehen Zweifel an einer wirksamen  
Einwilligungserklärung, sollten diese mit dem Patienten geklärt 
oder aber diesem die angeforderten Unterlagen zur Überprüfung 
und eigenhändigen Weiterleitung an die anfordernde Stelle über-
mittelt werden.

Der Arzt/Psychotherapeut ist auch beim Vorliegen einer Einwil-
ligungserklärung des Patienten gegenüber Leistungsträgern 
nicht zur Auskunft verpflichtet, wenn er sich oder bestimmte an-
dere Personen (§ 383 Abs. 1 Nr. 1 – 3 ZPO) durch die Auskunft 
der Gefahr aussetzen würde, wegen einer Straftat oder einer 
Ordnungswidrigkeit verfolgt zu werden (§ 100 Abs. 2 SGB X).

5.1 Übermittlung an Angehörige/Erben

Auch gegenüber Angehörigen des Patienten ist die ärztliche 
Schweigepflicht zu beachten. Der Patient kann seinen Willen zur 
Entbindung von der Schweigepflicht ausdrücklich oder konkludent 
(nach Art. 4 Nr. 11 DSGVO: eine unmissverständliche Willens-

https://www.iww.de/pa/recht/recht-vorsicht-eine-honorarabtretung-bei-der-behandlung-von-kindern-kann-unwirksam-sein-n82698
https://www.iww.de/pa/recht/recht-vorsicht-eine-honorarabtretung-bei-der-behandlung-von-kindern-kann-unwirksam-sein-n82698
https://www.iww.de/pa/recht/recht-vorsicht-eine-honorarabtretung-bei-der-behandlung-von-kindern-kann-unwirksam-sein-n82698
https://www.iww.de/pa/recht/recht-vorsicht-eine-honorarabtretung-bei-der-behandlung-von-kindern-kann-unwirksam-sein-n82698
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bekundung in Form einer Erklärung oder einer sonstigen ein-
deutigen bestätigenden Handlung) dadurch deutlich machen, 
dass er in Anwesenheit von Angehörigen mit seinem Arzt/Psy-
chotherapeuten über die Krankheit spricht. Ist der Patient über 
die Diagnose selbst (noch) nicht aufgeklärt, können auch Ange-
hörige keine Informationen zur Diagnose erhalten, da dies dem 
„informationellen Selbstbestimmungsrecht“ des Patienten wider-
sprechen würde. Eine andere Beurteilung ergibt sich, wenn der 
Patient erklärt, er wolle selbst keine Aufklärung, möchte aber, 
dass seine oder bestimmte Angehörige aufgeklärt werden. 

Die ärztliche Schweigepflicht besteht auch gegenüber Eltern/
Personensorgeberechtigten von Minderjährigen soweit diese 
über eine ausreichende Einsichtsfähigkeit im Sinne der Ausfüh-
rungen unter 5., Abs. 2, besitzen. Eine starre Altersgrenze lässt 
sich hier nicht festlegen (auch nicht durch die Festlegung der 
„Sozialrechtlichen Handlungsfähigkeit“ auf die Vollendung des 
15. Lebensjahres – § 36 SGB I), es kommt vielmehr auf die Be-
urteilung der Entwicklung der Persönlichkeit des Patienten durch 
den Behandler an. Die erforderliche Einsichtsfähigkeit im vor-
stehenden Sinne kann schon bei einer 14-jährigen Jugendlichen 
gegeben sein, die den Arzt um ein Rezept für eine Anti-Baby- 
Pille bittet. Selbst im Fall einer Schwangerschaft einer 15-jähri-
gen Jugendlichen ist das Landgericht Köln in seinem Urteil vom 
17. September 2008, Az. 25 O 35/08, zu der Auffassung ge-
langt, dass eine Information der Eltern über die Feststellung der 
Schwangerschaft in diesem konkreten Fall nur mit Einwilligung 
der Jugendlichen zulässig gewesen wäre. 

Der Datenschutzbeauftragte des Landes Hessen vertritt in sei-
nem 40. Tätigkeitsbericht, Punkt 1,5 (3.6.4), dass es zwar keine 
festen Altersgrenzen für das Bestehen der notwendigen Ein-
sichtsfähigkeit gibt. Bei 14- bis 15-jährigen Jugendlichen sei 
aber zu vermuten, dass die Einsichtsfähigkeit im Regelfall vor-
liegt, während bei Kindern im Regelfall von der gegenteiligen 
Vermutung auszugehen sei. Auch aus diesen Ausführungen  
wird deutlich, dass hier immer Entscheidungen im Einzelfall er-
forderlich sind. Die Beweggründe der Entscheidung sollten do-
kumentiert werden. Im Einzelfall kann es hilfreich sein, die jungen 
Patienten um eine Schweigepflichtentbindung zu bitten (zum 
Beispiel Abrechnung bei jugendlichen Privatpatienten).

Die ärztliche Schweigepflicht gilt auch gegenüber Ehegatten. 
Hierauf sollte insbesondere bei der Stellung von Rechnungen 
geachtet werden, das heißt, Rechnungsempfänger ist in diesen 

Fällen stets der Patient, soweit dies nicht ausdrücklich anders 
mit ihm vereinbart wurde.

Im Falle des Todes des Patienten haben gegebenenfalls Erben 
und nächste Angehörige ein Akteneinsichtsrecht (siehe 3.6). 
Anstelle der Akteneinsicht kann diesen Personen unter den dort 
genannten Voraussetzungen natürlich auch nur eine Auskunft 
erteilt werden.

5.2 Übermittlung an das Arbeitsamt  
	 (Agentur für Arbeit)

Auskünfte gegenüber den Agenturen für Arbeit dürfen Ärzte/
Psychotherapeuten nur erteilen, wenn die Behörde diese zu  
ihrer Aufgabenerfüllung benötigt und der Patient in die Aus-
kunftserteilung eingewilligt hat (§ 100 SGB X). Das Auskunfts-
begehren muss sich auf den Einzelfall und den konkreten Sach-
verhalt beschränken. Es müssen konkrete Fragen gestellt werden. 

Die Honorierung der Auskünfte gegenüber den Agenturen für 
Arbeit erfolgt nach der zwischen der Bundesagentur für Arbeit 
und der Bundesärztekammer getroffenen „Vereinbarung über 
das Verfahren der Erstellung von Befundberichten für den Ärzt- 
lichen Dienst der Agenturen für Arbeit“, (unter dieser Bezeich-
nung über Internetsuchmaschinen zu finden). 

Das Honorar beträgt derzeit 32,50 Euro für den Befundbericht 
zuzüglich Kostenerstattung für Kopien (0,50 Euro pro Seite für 
die ersten 50 Seiten, 0,15 Euro für jede weitere Seite), Porto-
kosten und eventuelle Umsatzsteuer. Das Honorar für den Be-
fundbericht wird nur gezahlt, wenn dieser innerhalb von zehn 
Werktagen an die anfordernde Stelle übermittelt wird.

5.3 Übermittlung an Arbeitgeber

Gegenüber Arbeitgebern ist die ärztliche Schweigepflicht zu 
wahren. Dies gilt auch für Informationen über eine Arbeitsunfä-
higkeit (insbesondere Beginn, Ende, Diagnose). Wird für ein Mit-
glied der Gesetzlichen Krankenversicherung eine Arbeitsunfähig-
keitsbescheinigung ausgestellt, so obliegt es dem Patienten, 
seinem Arbeitgeber den für diesen bestimmten Vordruck zu 
übermitteln. Eine Übermittlung durch den Arzt ist nur mit Ein-
verständnis des Patienten zulässig. Hat der Arbeitgeber Zweifel 
an einer ärztlich festgestellten Arbeitsunfähigkeit, kann er ge-
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genüber der zuständigen Krankenkasse eine Überprüfung der 
Arbeitsunfähigkeit durch den MDK verlangen (§ 275 Abs. 1a 
SGB V). Zur Datenübermittlung bei der Durchführung von Unter-
suchungen nach dem Jugendarbeitsschutzgesetz (JArbSchG) 
wird auf die Hinweise unter 4.9 verwiesen.

5.4 Übermittlung an (weiterbehandelnden) Arzt

Eine schriftliche Einwilligung des Patienten ist für den nach § 73 
Abs. 1b SGB V vorgesehenen Informationsaustausch zwischen 
Haus- und Fachärzten nicht mehr erforderlich. Vielmehr genügt 
eine Zustimmung des Patienten. Das Zustimmungserfordernis 
der Versicherten ergibt sich nicht aus datenschutzrechtlichen 
Vorgaben, sondern ist Ausdruck der Souveränität der Versicher-
ten, sich für oder gegen eine Mitteilung von Behandlungsdaten 
im Rahmen der koordinierenden hausärztlichen Betreuung aus-
zusprechen. Mit der Neufassung des § 73 Abs. 1b SGB V wer-
den die Regelungsteile, die bisher die datenschutzrechtlichen 
Befugnisse der Hausärzte und anderen behandelnden Leistungs-
erbringer betrafen, herausgelöst und gestrichen. Für diese gelten 
die Vorgaben der Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) und 
des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG). Danach kann die für 
die Behandlung eines Patienten erforderliche Verarbeitung von 
Behandlungsdaten auch durch mehrere an der Behandlung  
beteiligte Ärzte auf der Grundlage des § 22 Abs. 1 Nr. 1 Buch-
stabe b BDSG grundsätzlich ohne eine datenschutzrechtliche 
Einwilligung der Patienten erfolgen (BT-Drucksache 19/8351, 
S. 178).

5.5 Übermittlung bei Teilnahme an Disease 	
	 Management Programmen (DMP)

Die Teilnahme der Patienten an strukturierten Behandlungs- 
programmen bei chronischen Krankheiten erfolgt auf freiwilliger 
Basis. Eine Teilnahme ist nur möglich, wenn der Patient nach um-
fassender Aufklärung durch seine Krankenkasse seine schrift- 
liche oder elektronische Einwilligung zur Teilnahme an dem  
Programm, zur Verarbeitung sowie der Übermittlung der Daten 
an die Krankenkasse beziehungsweise die zuständige Arbeits-
gemeinschaft (Datenstelle) erteilt (§ 137f Abs. 3 SGB V, § 28f 
Risikostruktur-Ausgleichsverordnung – RSAV). Aufgrund der  
vertraglichen Vereinbarungen zu den einzelnen DMP erfolgt die 

Aufklärung des Patienten und dessen Einschreibung primär durch 
den am DMP teilnehmenden Arzt. Die einzelnen Verträge zu den 
DMP enthalten umfangreiche Regelungen zur Teilnahme von 
Ärzten und Patienten am jeweiligen Programm und den damit 
verbundenen Rechten und Pflichten, siehe auch www.kvb.de/
service/rechtsquellen/d.

5.6 Übermittlung an Gesundheitsämter

Gegenüber dem Gesundheitsamt besteht nur im Rahmen des 
Infektionsschutzgesetzes (siehe 4.5) eine gesetzliche Verpflich-
tung zur Übermittlung von Patientendaten. In allen anderen  
Fällen ist eine Übermittlung von Patientendaten an das Gesund-
heitsamt zu dessen Aufgabenerfüllung nur mit Einwilligung des 
Patienten möglich (§ 100 SGB X). Das Auskunftsbegehren muss 
sich auf den Einzelfall und den konkreten Sachverhalt beschrän-
ken. Es müssen konkrete Fragen gestellt werden. 

5.7 Übermittlung an den MDK im Rahmen der 	
	 Pflegeversicherung

Die Pflegekassen haben durch den MDK prüfen zu lassen, ob 
die Voraussetzungen der Pflegebedürftigkeit erfüllt sind und 
welche Stufe der Pflegebedürftigkeit vorliegt. Der MDK soll hier-
zu die behandelnden Vertragsärzte, insbesondere die Hausärzte, 
in die Begutachtung einbeziehen und ärztliche Auskünfte und 
Unterlagen über die für die Begutachtung der Pflegebedürftig-
keit wichtigen Vorerkrankungen sowie Art, Umfang und Dauer 
der Hilfebedürftigkeit einholen, soweit der Patient hierzu  
seine Einwilligung erteilt hat (§ 18 Abs. 1, 4 SGB XI). 

5.8 Übermittlung an Patientenberatungsstellen

Patientenberatungsstellen gehen unter anderem Beschwerden 
von Patienten nach und lassen sich zu diesem Zweck – bei Be-
darf und mit Einwilligung des Beschwerdeführers – die Patienten-
unterlagen zusenden. Auch behauptete Verletzungen der ärzt- 
lichen Schweigepflicht und des Datenschutzes versuchen diese 
Stellen aufzuklären. Eigene Auskunftsrechte oder Eingriffsbefug-
nisse gegenüber niedergelassenen Ärzten/Psychotherapeuten 
haben diese Beratungsstellen jedoch nicht.

http://www.kvb.de/service/rechtsquellen/d/
http://www.kvb.de/service/rechtsquellen/d/
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5.9 Übermittlung an Pflegekassen

Wenn sich aufgrund der Erkrankung des Patienten eine Pflege-
bedürftigkeit abzeichnet oder festgestellt wird, ist unter ande-
rem der behandelnde Arzt verpflichtet, unverzüglich die zustän-
dige Pflegekasse zu informieren, wenn der Patient hierzu seine 
Einwilligung erteilt (§ 7 Abs. 2 Satz 2 SGB XI).

5.10 Übermittlung an Polizei/ 
	 Staatsanwaltschaft

Patientendaten können wegen der Ärztlichen Schweigepflicht  
im Regelfall nur aufgrund einer Einwilligungserklärung über- 
mittelt werden (siehe 1.3). Dies gilt nicht in den Fällen des  
§ 138 StGB (Anzeige geplanter Straftaten, siehe 4.18), des § 34 
StGB (rechtfertigender Notstand, siehe 1.2.3) sowie der Wahr-
nehmung eigener berechtigter Interessen (1.2.4).

Im Rahmen von Todesfallermittlungen prüfen Polizeibehörden 
zum Beispiel durch Anfragen bei behandelnden Ärzten, ob An-
haltspunkte für einen nicht natürlichen Tod vorhanden sind. 
Derartige Anfragen dürfen im erforderlichen Umfang beantwor-
tet werden, sofern die Voraussetzungen für eine mutmaßliche 
Einwilligung (vergleiche Punkt 1.2.2) vorliegen.

5.11 Übermittlung bei Praxisverkauf

Auch bei einem Praxisverkauf ist der Verkäufer (dies können 
auch die Erben eines verstorbenen Arztes/Psychotherapeuten 
sein) gegenüber dem Käufer der Praxis zur Einhaltung der ärzt-
lichen Schweigepflicht verpflichtet, das heißt, die Offenbarung 
der Patientendaten durch den verkaufenden Arzt/Psychothera-
peuten gegenüber dem Praxisnachfolger ist (auch nach einer 
Entscheidung des Bundesgerichtshofs) nur mit Einverständnis 
des Patienten zulässig. Im Idealfall holt der Verkäufer der Praxis 
in jedem Einzelfall schriftlich die Zustimmung der Patienten zur 
Übergabe der Patientenunterlagen an den konkret bekannten 
Praxisnachfolger ein. Eine vorsorgliche formularmäßige Einwilli-
gung, die zum Beispiel beim erstmaligen Aufsuchen der Praxis 
für den Fall eines irgendwann eintretenden Falles des Praxisver-
kaufs eingeholt wird, ist wegen ihrer Unbestimmtheit unwirksam. 

Alternativ können alle Patienten, die die Praxis vor dem konkret 
anstehenden Praxisverkauf beziehungsweise vor der Praxisüber-
gabe aufsuchen, schriftlich um Zustimmung zur Übergabe der 
Patientenunterlagen gebeten werden. Für den Teil der Patienten-
unterlagen, für die keine Zustimmungserklärungen vorliegen, kann 
mit dem Praxisnachfolger ein Verwahrungsvertrag geschlossen 
werden. Entsprechende Regelungsvorschläge enthalten die 
„Heidelberger Musterverträge, Heft 41, Verträge zwischen 
Ärzten in freier Praxis“, sowohl für manuell als auch für EDV- 
geführte Patientenkarteien. Danach ist ein Zugriff des Praxis-
nachfolgers auf die (manuelle oder elektronische) „Alt-Kartei“ 
nur zulässig, wenn der jeweilige Patient dem entweder aus-
drücklich nachweisbar zustimmt oder durch sein Erscheinen in 
der Praxis zur weiteren Behandlung sein Einverständnis nach  
§ 9 Abs. 4 BO-Ärzte Bayern anzunehmen ist. Bei einer Praxis-
übergabe an Ärzte/Psychotherapeuten, die bereits vor der 
Übergabe über längere Zeit in der Praxis tätig waren (angestell-
ter Arzt, Praxisassistent, Praxisvertreter), ist zwischen Patienten, 
die während dieser Zeit zur Behandlung in der Praxis waren, und 
solchen, die in dieser Zeit die Praxis nicht aufgesucht haben, zu 
unterscheiden. Bei der ersten Fallgruppe kann wegen erfolgter 
Mit- oder Weiterbehandlung vom Einverständnis nach § 9 Abs. 
4 BO-Ärzte Bayern ausgegangen werden. Bei der zweiten Fall-
gruppe gelten die vorstehenden Hinweise (www.datenschutz- 
zentrum.de/artikel/47-Hinweise-zur-datenschutz-gerech-
ten-Uebergabe-einer-Arztpraxis-mit-Patientenakten-und-
zum-Wechsel-von-Betriebsaerzten.html#extended).

5.12 Übermittlung an Rentenversicherungs- 
	 träger

Die bisherigen Träger der Rentenversicherung (zum Beispiel BfA, 
LVA) haben sich zum 1. Oktober 2005 zur Deutschen Renten-
versicherung zusammengeschlossen. Patientendaten dürfen 
dem Rentenversicherungsträger nur übermittelt werden, soweit 
diese Daten für Aufgaben der Rentenversicherung benötigt wer-
den und der Patient der Übermittlung schriftlich zugestimmt hat 
(§ 100 SGB X). Das Auskunftsbegehren muss sich auf den Ein-
zelfall und den konkreten Sachverhalt beschränken. Es müssen 
konkrete Fragen gestellt werden. Für das Ausfüllen des Formu-
lars „Ärztlicher Befundbericht“ erstattet die Deutsche Renten-
versicherung den im Formular angegebenen Betrag. Damit sind 
auch eventuelle Schreibgebühren und Portokosten abgegolten.

https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/47-Hinweise-zur-datenschutzgerechten-UEbergabe-einer-Arztpraxis-mit-Patientenakten-und-zum-Wechsel-von-Betriebsaerzten.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/47-Hinweise-zur-datenschutzgerechten-UEbergabe-einer-Arztpraxis-mit-Patientenakten-und-zum-Wechsel-von-Betriebsaerzten.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/47-Hinweise-zur-datenschutzgerechten-UEbergabe-einer-Arztpraxis-mit-Patientenakten-und-zum-Wechsel-von-Betriebsaerzten.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/47-Hinweise-zur-datenschutzgerechten-UEbergabe-einer-Arztpraxis-mit-Patientenakten-und-zum-Wechsel-von-Betriebsaerzten.html#extended
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5.13 Übermittlung an Sozialämter

Das Sozialhilferecht enthält keine ausdrückliche gesetzliche 
Verpflichtung des Arztes/Psychotherapeuten zur Auskunfts- 
erteilung. Jedoch gilt auch hier der Grundsatz – wie im Bereich 
der Gesetzlichen Krankenversicherung – dass der Arzt/Psycho-
therapeut den Trägern der Sozialhilfe Auskunft geben muss, 
wenn diese die Information zur Durchführung ihrer Aufgaben  
benötigen. Zusätzlich ist jedoch eine schriftliche Einwilligungs-
erklärung des Patienten erforderlich (§100 SGB X). Das Aus-
kunftsbegehren muss sich auf den Einzelfall und den konkreten 
Sachverhalt beschränken. Es müssen konkrete Fragen gestellt 
werden. Mehrseitige Vordrucke muss der Arzt/Psychotherapeut 
nur dann ausfüllen, wenn der konkrete Leistungsfall dies erfor-
dert. Für die Vergütung der Auskünfte gelten die Regelungen für 
die Gesetzliche Krankenversicherung entsprechend (siehe 4.11).

5.14 Übermittlung an (privatärztliche)  
	 Verrechnungsstellen

Privatpatienten erhalten die Arztrechnung entweder vom Arzt 
direkt oder von einer ärztlichen oder gewerblichen Verrech-
nungsstelle. Nach der Rechtssprechung darf der Arzt der Ver-
rechnungsstelle die Abrechnungsdaten seiner Privatpatienten 
nur dann übermitteln, wenn diese vorher eingewilligt haben  
(Art. 7 DSGVO). Datenschutzrechtlich stellt die Weitergabe der 
Patientendaten je nach Vertragsgestaltung eine Datenverarbei-
tung im Auftrag (siehe 6.2 und www.lda.bayern.de/media/
FAQ_Abgrenzung_Auftragsverarbeitung.pdf) oder eine Daten-
übermittlung dar.

5.15 Übermittlung an private Versicherungs- 
	 gesellschaften

Private Versicherungsgesellschaften (zum Beispiel Kranken-,  
Unfall-, Lebensversicherungen) lassen sich üblicherweise bei 
Vertragsabschluss eine Schweigepflichtentbindungserklärung 
von ihrem Kunden unterschreiben, da gegenüber diesen Unter-
nehmen keine gesetzliche Auskunftsverpflichtung beziehungs-
weise Offenbarungsbefugnis besteht (Rechtsgrundlage für die 
Datenerhebung: § 213 Versicherungsvertragsgesetz, VVG). Auf-
grund dieser Erklärung informieren sich die Versicherungsgesell-
schaften gegebenenfalls bei Ärzten/Psychotherapeuten über 
mögliche Versicherungsrisiken des künftigen Versicherungs- 

nehmers beziehungsweise bei Eintritt des Versicherungsfalls 
(zum Beispiel Krankheit oder Unfall) über Sachverhalte, die für 
die Beurteilung der Leistungspflicht für erforderlich gehalten 
werden.

Schweigepflichtentbindungserklärungen, die im Rahmen des 
Vertragsabschlusses erteilt werden, werden nur für die Risiko-
prüfung durch die Versicherungsgesellschaft als rechtsgültig 
angesehen, in der Regel für einen Zeitraum von sechs bis 12 
Monaten. Für Auskünfte im Rahmen der Überprüfung der  
Leistungspflicht nach Eintritt des Versicherungsfalls wird eine 
aktuelle Schweigepflichtentbindungserklärung für erforderlich 
gehalten.

Vor einer Auskunftserteilung sollte sich der Arzt/Psychothera-
peut daher stets die eigenhändig vom Patienten unterzeichnete 
Einwilligungserklärung (eine elektronische Zustimmung auf einem 
online gestellten Versicherungsantrag ist nicht ausreichend) 
vom anfragenden Versicherungsunternehmen vorlegen lassen 
und deren Aktualität und den Umfang der erteilten Einwilligung 
prüfen. Pauschale Schweigepflichtentbindungserklärungen, 
die weder Bezug auf das Patientengeheimnis nehmen, zu des-
sen Offenbarung der Arzt/Psychotherapeut ermächtigt werden 
soll, noch den Kreis der auskunftsberechtigten Ärzte/Psycho-
therapeuten nennen, werden auch von der Rechtsprechung als 
zu weitreichend und daher als unwirksam angesehen. In derarti-
gen Fällen sollte der Arzt/Psychotherapeut entweder eine auf 
den Einzelfall bezogene aktuelle Erklärung anfordern oder die 
Antwort dem Patienten zur Überprüfung und Weiterleitung an 
die Versicherung zusenden. 

Sofern Auskunftsersuchen nach dem Tod des Versicherten ein-
gehen, können derartige Anfragen gegebenenfalls über die Er-
ben (vergleiche Punkt 3.6) oder auf der Grundlage einer mut-
maßlichen Einwilligung (vergleiche 1.2.2) beantwortet werden.

Zum Umfang des Auskunftsanspruchs bei einer Reiserücktritts-
versicherung siehe 6.3 des vierten Tätigkeitsberichts des Baye-
rischen Landesamtes für Datenschutz unter www.lda.bayern.
de/lda/datenschutzaufsicht/lda_daten/dsa_Taetigkeitsbe-
richt_2010.pdf. Auskünfte an private Versicherungsunterneh-
men werden nach der GOÄ (Nrn. 70,75, 80 ff) vergütet. 
Für den Fall, dass ein Privatpatient seinen Zahlungsanspruch 
gegenüber seinem privaten Krankenversicherungsunternehmen 
an den behandelnden Arzt abtritt, hat das Amtsgericht Düssel-
dorf entschieden, dass das Versicherungsunternehmen ein Ein-

https://www.lda.bayern.de/media/FAQ_Abgrenzung_Auftragsverarbeitung.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/FAQ_Abgrenzung_Auftragsverarbeitung.pdf
www.lda.bayern.de/lda/datenschutzaufsicht/lda_daten/dsa_Taetigkeitsbericht_2010.pdf
www.lda.bayern.de/lda/datenschutzaufsicht/lda_daten/dsa_Taetigkeitsbericht_2010.pdf
www.lda.bayern.de/lda/datenschutzaufsicht/lda_daten/dsa_Taetigkeitsbericht_2010.pdf
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sichtsrecht in die Behandlungsunterlagen hat, soweit dies zur 
Beurteilung der Leistungspflicht erforderlich ist (Urteil vom 22. 
April 2009, Az. 27 C 17856/06). Eine Einwilligungserklärung 
des Patienten ist in diesem speziellen Fall nicht erforderlich.

5.16 Übermittlung an das Versorgungsamt

Die Versorgungsämter in Bayern sind nunmehr Teil des „Zent-
rum Bayern – Familie und Soziales“. Auskünfte an das Versor-
gungsamt können nur nach schriftlicher Einwilligung des Patien-
ten erfolgen (§ 100 Abs. 1 SGB X, § 69 Abs. 1 SGB IX, § 12 
Abs. 2 des Gesetzes über das Verwaltungsverfahren der Kriegs-
opferversorgung, KOVVfG). 

Patienten, die beim Versorgungsamt die Feststellung einer  
Gesundheitsstörung beziehungsweise die Feststellung einer 
Schwerbehinderung beantragen, müssen deshalb gegenüber 
dem Versorgungsamt eine Schweigepflichtentbindungserklä-
rung unterschreiben. In Abstimmung mit dem Bayerischen  
Landesamt für Datenschutzaufsicht genügt es, wenn der Patient 
sich dem ZBFS gegenüber einverstanden erklärt, dass es bei 
den von ihm benannten Ärzten Befundberichte einholen darf, 
und das ZBFS dem Arzt das Vorliegen der Einverständniserklä-
rung bestätigt. Der Arzt verstößt damit nicht gegen die ärztliche 
Schweigepflicht. Auf Anforderung stellt das ZBFS dem Arzt die 
Einverständniserklärung ohne Weiteres zur Verfügung. Für die 
Vergütung von Auskünften und die Kostenerstattung gelten  
die §§ 7 und 10 des Gesetzes über die Vergütung von Sach- 
verständigen (JVEG). Die Versorgungsämter weisen im Regelfall 
im Rahmen ihrer Anfragen auf die Vergütungsregelungen hin. 
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6. Die Praxis-EDV

Bei Anschaffung und Betrieb eines EDV-Systems für die Patien-
tenverwaltung müssen auch datenschutzrechtliche Belange be-
rücksichtigt werden. Der Arzt/Psychotherapeut ist sowohl für 
die Auswahl und den Einsatz des Systems als auch dafür verant-
wortlich, dass notfalls spezielle zusätzliche Sicherungs-Software 
eingesetzt wird. Der Erwerb eigener EDV-Kompetenz durch den 
Praxisinhaber ist empfehlenswert.

Umfassende Hinweise hierzu finden Sie im Kapitel 6 der Hinweise 
und Empfehlungen von BÄK und KBV zur ärztlichen Schweige-
pflicht, Datenschutz und Datenverarbeitung in der Arztpraxis 
(www.kbv.de/media/sp/Empfehlungen_aerztliche_Schwei-
gepflicht_Datenschutz.pdf) und in der technischen  
Anlage hierzu (www.kbv.de/media/sp/Technische_Anlage_
Datenschutz.pdf).

7. Datenschutz bei gemeinschaft- 
	 licher Berufsausübung

7.1 Gemeinschaftspraxen

Gemeinschaftspraxen sind unabhängig von der Gesellschafts-
form Berufsausübungsgemeinschaften im Sinne des § 18 Abs. 1 
der Berufsordnung für Ärzte beziehungsweise des § 21 Abs. 1 
der Berufsordnung für Psychotherapeuten. Sie stellen berufs-
rechtlich „eine“ Praxis dar und sind auf dem Praxisschild als sol-
che gekennzeichnet. Bei einer Gemeinschaftspraxis schließt der 
Patient grundsätzlich mit allen Ärzten/Psychotherapeuten ge-
meinschaftlich einen Behandlungsvertrag. Die Ärzte/Psycho-
therapeuten sind zur gegenseitigen Vertretung berechtigt und 
insoweit auch von der ärztlichen Schweigepflicht befreit. Ge-
meinschaftspraxen haben deshalb in der Regel einen gemeinsa-
men Patientenstamm, eine gemeinsame Dokumentation und 
damit verbunden auch einen gemeinsamen Datenbestand, auf 
den jeder Arzt/Psychotherapeut im Bedarfsfall zugreifen darf. 

Ausnahmen liegen vor, wenn ein Patient ausdrücklich aus-
schließlich nur mit einem der Ärzte/Psychotherapeuten einen 
Behandlungsvertrag schließt (Grundsatz der freien Arztwahl) 
oder die Gemeinschaftspraxis intern so organisiert ist, dass je-

der Praxispartner über einen eigenen Patientenstamm verfügt. 
In diesen Fällen gilt die ärztliche Schweigepflicht auch gegen-
über den (ärztlichen) Kollegen in der Gemeinschaftspraxis. Dies 
erfordert gegebenenfalls entsprechende organisatorische und 
technische Maßnahmen, die eine eindeutige Zuordnung und Be-
schränkung der Zugriffsrechte auf die Patientendaten durch den 
behandelnden Arzt/Psychotherapeuten (und das Praxisperso-
nal) ermöglichen. Das gemeinsame EDV-System sollte hierfür 
die Möglichkeit bieten, verschiedene Kennungen einzurichten, 
die regelmäßig nur den Zugriff auf die Daten der „eigenen“ Pati-
enten ermöglichen (zum Beispiel mandantenfähiges EDV-Sys-
tem). Eine derartige Lösung bietet auch Vorteile bei einer mögli-
chen Auflösung der Gemeinschaftspraxis.

Bilden bereits niedergelassene Ärzte/Psychotherapeuten oder 
bildet ein bereits niedergelassener Arzt/Psychotherapeut mit 
einem Arzt/Psychotherapeut, der noch nicht über einen eige-
nen Patientenstamm verfügt, eine Gemeinschaftspraxis, kann 
nicht ohne Weiteres angenommen werden, dass die bisherigen 
Patienten der Einzelpraxen mit einer gemeinsamen Behandlung 
durch die Mitglieder der (neu gebildeten) Gemeinschaftspraxis 
einverstanden sind. Eine Zusammenführung dieser Patientenda-
ten sollte gegebenenfalls erst dann erfolgen, wenn der Patient 
der gemeinsamen Behandlung nicht widerspricht oder aber aus-
drücklich zugestimmt hat. Dieses Vorgehen ist analog bei der 
Erweiterung bestehender Gemeinschaftspraxen zu empfehlen. 

Bei der Auflösung von Gemeinschaftspraxen hat der Arzt/Psy-
chotherapeut, der die Gemeinschaftspraxis verlässt und damit 
keinen Zugriff mehr auf die Praxis-EDV beziehungsweise Patien-
tenkartei hat, ein legitimes Interesse an den „gemeinsamen“ 
Patientendaten. Dies gilt zumindest dann, wenn der ausschei-
dende Praxispartner seine (ärztliche) Tätigkeit an anderer Stelle 
weiterhin ausüben will. Datenschutzrechtlich hat er jedoch nur 
einen Anspruch auf die Daten derjenigen Patienten, die ihm aus 
der Gemeinschaftspraxis in seine neue Praxis folgen. In den 
meisten Fällen ist damit erst eine nachträgliche Herausgabe der 
entsprechenden Patientenunterlagen beziehungsweise Daten-
träger an den ausgeschiedenen Arzt/Psychotherapeuten gegen 
Empfangsbestätigung und die Löschung der Daten im EDV-Sys-
tem der (bisherigen) Gemeinschaftspraxis vertretbar. 

Wurde in der Gemeinschaftspraxis eine Trennung nach „eige-
nen“ Patienten vorgenommen, stellt sich dieses Problem nicht, 
das heißt, dem ausscheidenden Praxispartner stehen die Daten 

http://kbv.de/media/sp/Empfehlungen_aerztliche_Schweigepflicht_Datenschutz.pdf
http://kbv.de/media/sp/Empfehlungen_aerztliche_Schweigepflicht_Datenschutz.pdf
http://www.kbv.de/media/sp/Technische_Anlage_Datenschutz.pdf
http://www.kbv.de/media/sp/Technische_Anlage_Datenschutz.pdf
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und Unterlagen der ihm zugeordneten Patienten im Original zu, 
diese sind im EDV-System der bisherigen Gemeinschaftspraxis 
zu löschen.

7.2 Praxisgemeinschaften

Praxisgemeinschaften werden zum Zweck der gemeinsamen 
Nutzung von Praxisräumen, Inventar und Arbeitsmaterialien so-
wie der Beschäftigung von gemeinsamem Personal gebildet. Es 
handelt sich hierbei um Organisationsgemeinschaften im Sinne 
des § 18 Abs. 1 der Berufsordnung für Ärzte. Jede an der Praxis-
gemeinschaft teilnehmende Praxis ist rechtlich selbstständig 
und muss deshalb eine eigene Dokumentation und einen eige-
nen Datenbestand führen. Im Verhältnis zu den Partnern der 
Praxisgemeinschaft gilt die ärztliche Schweigepflicht. In Praxis-
gemeinschaften können deshalb nur EDV-Systeme eingesetzt 
werden, die technisch eine Zuordnung der Patientendaten zu 
dessen Arzt ermöglichen und einen Zugriff der anderen Partner 
der Praxisgemeinschaft ausschließen (zum Beispiel mandanten-
fähiges EDV-System). Aufgrund der eindeutigen Zuordnung der 
Patienten bereitet die Auflösung von Praxisgemeinschaften keine 
datenschutzrechtlichen Probleme.

Sofern die Mitglieder einer Praxisgemeinschaft gemeinsam die 
Zwecke der und die Mittel zur Verarbeitung personenbezogener 
Daten festlegen, gelten sie als gemeinsame Verantwortliche im 
Sinne des Art. 26 DSGVO. Hierzu hat die BLÄK folgendes veröf-
fentlicht: „Der Bundesverband Informationswirtschaft, Telekom-
munikation und neue Medien e.V. (Bitkom) hat eine Checkliste 
herausgegeben, die als Hilfestellung für eine Vereinbarung nach 
Art. 26 DSGVO dienen soll. Daraus geht hervor, dass insbeson-
dere folgende Punkte in einer solchen Vereinbarung zwingend 
mitaufgenommen werden müssen:

�� Festhalten der Vertragsparteien
�� Aufgabenbeschreibung mit Abgrenzung, welcher Verantwort-
liche welche Aufgabe übernimmt

�� Festlegung des Zwecks und der Mittel der Datenverarbeitung
�� Pflichten der jeweiligen Vertragspartei

Die Vereinbarung sollte außerdem zwingend die tatsächlichen 
Funktionen und Beziehung der gemeinsamen Verantwortlichen 
gegenüber der betroffenen Person widerspiegeln. Des Weiteren 
sollte eine interne Ausgleichsregelung für den Fall getroffen 
werden, dass ein Verantwortlicher wegen des Fehlers des ande-
ren von der betroffenen Person aufgrund von Art. 26 Abs. 3  

DSGVO in Anspruch genommen wird (www.bitkom.org/ 
NP-Themen/NP-Vertrauen-Sicherheit/Datenschutz/ 
EU-DSG/170515-Joint-Controllership-online.pdf).

7.3 Medizinische Versorgungszentren (MVZ)

Medizinische Versorgungszentren sind ärztlich geleitete Einrich-
tungen, in denen Ärzte, die in das Arztregister eingetragen sind, 
als Angestellte oder Vertragsärzte tätig sind (§ 95 Abs. 1 SGB V). 
Natürlich sind die Regelungen zur ärztlichen Schweigepflicht 
und zum Datenschutz auch von einem MVZ zu beachten. Aller-
dings können sich aufgrund der inneren Organisation bezie-
hungsweise der Zusammensetzung eines MVZ besondere Anfor-
derungen hinsichtlich des Schutzes der Patientendaten ergeben 
(vergleiche Datenschutz in ärztlichen Kooperationen,  
www.aerzteblatt.de/archiv/56770/Datenschutz-in-aerzt- 
lichen-Kooperationen-Patientendaten-sicher-verwalten und 
letzter Abschnitt der Orientierungshilfe KIS, www.datenschutz-
bayern.de/technik/orient/oh-kis.pdf). Es wird daher emp-
fohlen, bereits in der Planungsphase in Zusammenarbeit mit  
der Datenschutzaufsichtsbehörde (Bayerisches Landesamt für 
Datenschutzaufsicht, Promenade 18, 91522 Ansbach, Telefon 
09 81 / 53 13 00, Fax 09 81 / 53 98 13 00) ein individuelles 
Datenschutzkonzept zu erarbeiten.

https://www.bitkom.org/Bitkom/Publikationen/Joint-Controllership-in-der-EU-Datenschutz-Grundverordnung.html
https://www.bitkom.org/Bitkom/Publikationen/Joint-Controllership-in-der-EU-Datenschutz-Grundverordnung.html
https://www.bitkom.org/Bitkom/Publikationen/Joint-Controllership-in-der-EU-Datenschutz-Grundverordnung.html
http://www.aerzteblatt.de/archiv/56770/Datenschutz-in-aerztlichen-Kooperationen-Patientendaten-sicher-verwalten
http://www.aerzteblatt.de/archiv/56770/Datenschutz-in-aerztlichen-Kooperationen-Patientendaten-sicher-verwalten
https://www.datenschutz-bayern.de/technik/orient/oh-kis.pdf
https://www.datenschutz-bayern.de/technik/orient/oh-kis.pdf
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8. Sonderformen ärztlicher  
	 Tätigkeit

8.1 Belegärzte

Im Rahmen der belegärztlichen Behandlung besteht ein Behand-
lungsvertrag nur im Verhältnis zwischen Patient und Belegarzt. 
Dieser nimmt lediglich Dienstleistungen und die Infrastruktur 
des Krankenhauses für die Behandlung seiner Patienten in An-
spruch. Krankenhausbedienstete, die vom Belegarzt zur Be-
handlung und Pflege des Patienten hinzugezogen werden, gelten 
insoweit als Gehilfen des Belegarztes. Der Belegarzt ist deshalb 
allein für die Behandlung und die Verarbeitung der Patientenda-
ten verantwortlich. Eine Weitergabe von Patientendaten an das 
Krankenhaus ist nur in dem Umfang zulässig, als dies zur Ab-
rechnung der Krankenhausleistungen erforderlich ist. Dies hat 
auch zur Folge, dass ein Belegarzt die Akten seiner Patienten 
(manuelle und elektronische) in eigener Verantwortung getrennt 
von den Akten der Krankenhausverwaltung führen muss. Eine 
andere Vorgehensweise erfordert eine entsprechende Aufklä-
rung des Patienten sowie dessen schriftliche Einwilligung.

8.2 Ermächtigte Krankenhausärzte

Bei Krankenhausärzten, die aufgrund einer persönlichen Er-
mächtigung an der ambulanten vertragsärztlichen Versorgung 
teilnehmen, besteht ein Behandlungsvertrag ebenfalls nur zwi-
schen dem jeweiligen Patienten und dem persönlich ermächtig-
ten Krankenhausarzt. Wie im Fall der belegärztlichen Behand-
lung bedient sich der ermächtigte Krankenhausarzt bei Erfüllung 
des Behandlungsvertrags der Infrastruktur und des Personals 
des Krankenhauses (soweit dies nach den Grundsätzen der per-
sönlichen Leistungserbringung zulässig ist). Die Angestellten 
des Krankenhauses sind insoweit Gehilfen des ermächtigten 
Krankenhausarztes. Der persönlich ermächtigte Krankenhaus-
arzt trägt die Verantwortung dafür, dass die ärztliche Schweige-
pflicht und der Schutz der Patientendaten – auch gegenüber 
dem Krankenhausträger beziehungsweise des an der Behand-
lung nicht beteiligten Krankenhauspersonals – gewährleistet 
werden. Dies erfordert grundsätzlich eine eigenständige, vom 
Krankenhausbereich getrennte (manuelle und elektronische) 
Führung der Patientenakte. Eine andere Vorgehensweise erfor-

dert eine entsprechende Aufklärung des Patienten sowie des-
sen schriftliche Einwilligung. 

8.3 Betriebsärzte

Betriebsärzte unterliegen wie jeder andere Arzt der ärztlichen 
Schweigepflicht. Sie haben nach § 8 Abs. 1 ASiG eine dem Ar-
beitgeber gegenüber unabhängige Stellung und sind auch die-
sem gegenüber verpflichtet, die ärztliche Schweigepflicht zu 
wahren. Ein Zugriff des Arbeitgebers auf die Patientenkartei des 
Betriebsarztes muss grundsätzlich organisatorisch und tech-
nisch ausgeschlossen sein. Wie bei einem Wechsel des Be-
triebsarztes vorzugehen ist, hängt davon ab, wie die betriebs-
ärztliche Tätigkeit (interner/externer Betriebsarzt) organisiert 
ist beziehungsweise war. Ausführliche Informationen dazu erhal-
ten Sie unter www.datenschutzzentrum.de/artikel/47-Hin-
weise-zur-datenschutzgerechten-UEbergabe-einer-Arztpraxis-
mit-Patientenakten-und-zum-Wechsel-von-Betriebsaerzten.
html#extended

https://www.datenschutzzentrum.de/material/themen/gesund/uebergab.htm
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/47-Hinweise-zur-datenschutzgerechten-UEbergabe-einer-Arztpraxis-mit-Patientenakten-und-zum-Wechsel-von-Betriebsaerzten.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/47-Hinweise-zur-datenschutzgerechten-UEbergabe-einer-Arztpraxis-mit-Patientenakten-und-zum-Wechsel-von-Betriebsaerzten.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/47-Hinweise-zur-datenschutzgerechten-UEbergabe-einer-Arztpraxis-mit-Patientenakten-und-zum-Wechsel-von-Betriebsaerzten.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/47-Hinweise-zur-datenschutzgerechten-UEbergabe-einer-Arztpraxis-mit-Patientenakten-und-zum-Wechsel-von-Betriebsaerzten.html#extended
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9. Spezielle Themen

9.1 Ärztliche Mitteilungen in Pflegeakten

Die durch den Arzt vorgenommene Eintragung patienten- 
bezogener Angaben in einer Pflegeakte unterfallen der ärztli-
chen Schweigepflicht. Auch oder gerade die Behandlung pflege-
bedürftiger Menschen, die in Alten- und Pflegeheimen unter- 
gebracht sind, bedarf einer engen Abstimmung und eines engen 
Informationsaustausches zwischen Hausarzt und weiter- oder 
mitbehandelndem Facharzt. Ein eventuell offener Informations-
austausch über die Pflegeakte der Einrichtung erscheint im Hin-
blick auf die ärztliche Schweigepflicht, die auch gegenüber der 
Einrichtung gilt, aus rechtlicher Sicht nicht praktizierbar. Mög-
lich und zulässig ist es jedoch, Informationen in verschlossenen 
und entsprechend beschrifteten Umschlägen über die Einrich-
tung auszutauschen. Eine weitere Möglichkeit besteht darin,  
abschließbare Postfächer einzurichten, die von den in einem  
Alten- oder Pflegeheim tätigen Ärzten genutzt werden könnten. 
Informationen hierzu finden Sie auch unter www.kvmv.de/mit-
glieder/recht-vertraege/rechtsauskuenfte/arztmitteilung_
pflegeakte.html

9.2 Schülerpraktikum in Arztpraxen  
	 (Schnupperpraktikum)

Wie uns das Bayerische Staatsministerium der Justiz auf Nach-
frage mitgeteilt hat, werden Schülerpraktika in Arztpraxen in 
Hinblick auf § 203 Abs. 3 StGB nach wie vor als unzulässig an-
gesehen, da in derartigen Fällen „eine Geheimnisoffenbarung 
ohne Einwilligung des jeweiligen Geheimnisträgers (Patienten) 
strafrechtlich problematisch wäre.“

9.3 Steuerprüfung durch Finanzbehörden/		
	 Fahrtenbuch

Die Landesärztekammer Baden-Württemberg hat sich hierzu in 
ihrem Merkblatt „Hinweise zur ärztlichen Schweigepflicht“ mit 
Stand Oktober 2009 unter .aerztekammer-bw.de/10aerzte/ 
40merkblaetter/10merkblaetter/index.html wie folgt  
geäußert:

„b) Die für alle Bürger geltende Pflicht, gegenüber den Finanzbe-
hörden Auskünfte zu erteilen und Belege vorzulegen, wird für Ärz-
te durch das in § 102 Abs. 1 Nr. 3c der Abgabenordnung (AO) ge-
währte Auskunftsverweigerungsrecht eingeschränkt. Danach 
kann der Arzt die Auskunft über das verweigern, was ihm in sei-
ner Eigenschaft als Arzt anvertraut worden oder bekannt gewor-
den ist. Probleme stellen sich hier insbesondere bei der Betriebs-
prüfung der Arztpraxis durch Außenprüfer des Finanzamtes. Die 
Finanzbehörden sind der Auffassung, dass die Einsichtnahme in 
ärztliche Unterlagen, die den Namen des Patienten enthalten, zu-
lässig ist, soweit sich die Unterlagen auf die Wiedergabe der fi-
nanziellen Beziehungen zwischen Arzt und Patient beschränken. 
Soweit hingegen aus den Unterlagen Diagnosen und Behand-
lungsmethoden des Arztes erkennbar sind, sei den Außenprüfern 
die Einsichtnahme verwehrt, es sei denn, die betreffenden Pati-
enten würden darin einwilligen oder die Unterlagen würden ano-
nymisiert. Diese Auffassung überzeugt die Bezirksärztekammern 
in Baden-Württemberg nicht. Das Auskunftsverweigerungsrecht 
nach § 102 AO ermöglicht es dem Arzt, seiner ihm durch die ärzt-
liche Berufsordnung und § 203 StGB auferlegten Schweigepflicht 
auch gegenüber den Finanzbehörden gerecht zu werden. Die 
ärztliche Schweigepflicht umfasst alle dem Arzt in Ausübung sei-
nes Berufs bekannt gewordenen Informationen, die auf konkrete 
Erkenntnisse über den Gesundheitszustand einer Person schlie-
ßen lassen. Hierunter fällt auch der Name des Patienten, der den 
Arzt zur Behandlung aufgesucht hat. Deshalb darf nach hier ver-
tretener Auffassung bei der Außenprüfung durch das Finanzamt 
bei Privatrechnungen, auch wenn diese keine Diagnose oder kei-
ne Behandlungsmethode enthalten, nur eine Kopie vorgelegt wer-
den, in der der Name des Patienten geschwärzt ist.

c) Das gleiche Problem stellt sich beim Führen eines Fahrtenbu-
ches. Ärzte, die sich zur ertragssteuerlichen Erfassung der Nut-
zung ihres Kraftfahrzeugs für Privatfahrten entschieden haben, 
haben das Verhältnis der Privatfahrten zu den übrigen Fahrten 
durch ein ordnungsgemäß geführtes Fahrtenbuch nachzuweisen 
(§ 6 Abs. 1 Nr. 4 Satz 3 Einkommensteuergesetz, EStG). Das Bun-
desfinanzministerium verlangt hierzu bei Hausbesuchen neben 
der Angabe „Patientenbesuch“ die genaue Bezeichnung des auf-
gesuchten Patienten mit Namen und Anschrift. Das Bundesfi-
nanzministerium gestattet dem Arzt allerdings, um letztlich auch 
der Gefahr der missbräuchlichen Verwendung des Fahrtenbuches 
vorzubeugen, die Besuchsfahrten im Fahrtenbuch fortlaufend zu 
nummerieren und Name und Anschrift seiner Patienten in einem 
vom Fahrtenbuch getrennten Verzeichnis zu führen. Diese „Er-
leichterungen“ beim Führen eines Fahrtenbuches können aber 

https://www.kvmv.de/mitglieder/recht-vertraege/rechtsauskuenfte/arztmitteilung_pflegeakte.html
https://www.kvmv.de/mitglieder/recht-vertraege/rechtsauskuenfte/arztmitteilung_pflegeakte.html
https://www.kvmv.de/mitglieder/recht-vertraege/rechtsauskuenfte/arztmitteilung_pflegeakte.html
http://www.aerztekammer-bw.de/10aerzte/40merkblaetter/10merkblaetter/schweigepflicht.pdf
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die dargestellten Bedenken zur Verletzung der Schweigepflicht 
nicht ausräumen.“

Wir haben bereits in unserem Landesrundschreiben 4/1998 
empfohlen, zur Wahrung der ärztlichen Schweigepflicht ein 
Fahrtenbuch ohne Namen und Adressen von Patienten zu füh-
ren, das dem Finanzamt vorgelegt werden kann. In einem zwei-
ten Buch beziehungsweise Verzeichnis können die Fahrten mit 
Namen und Adressen für den Fall festgehalten werden, dass ein 
Rechtsstreit entsteht oder die Daten vor Gericht offengelegt 
werden müssen. Falls vom Finanzamt das offizielle Fahrtenbuch 
nicht anerkannt wird, besteht die Möglichkeit, gegen den Steu-
erbescheid Widerspruch einzulegen.

Hierzu finden Sie unter www.strategisch-steuern.de/_media 
files/81.pdf die Veröffentlichung einer Rechtsanwaltskanzlei, 
die in den Zahnärztlichen Nachrichten Sachsen-Anhalt 
10/2004 abgedruckt wurde. Ferner hat sich der Bundesfinanz-
hof in seinem Urteil vom 28. Oktober 2009, Az. VIII R 78/05 in-
tensiv mit den rechtlichen Grenzen einer Steuerprüfung bei Be-
rufsgeheimnisträgern befasst (Absätze 39 ff). Eine Erläuterung 
des Landesamtes für Datenschutzaufsicht zu diesem Urteil ist in 
unserer FAQ-Liste abgedruckt: www.kvb.de/fileadmin/kvb/
dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Infoblatt-FAQ- 
DSGVO.pdf

9.4 Verordnungsmonitoring durch externe 
	 Dienstleister

Das unabhängige Datenschutzzentrum Schleswig-Holstein  
beleuchtet unter https://www.datenschutzzentrum.de/
artikel/43-Verordnungsmonitoring-fuer-ambulante-Arzt-
praxen-durch-externe-Dienstleister.html#extended ausführ-
lich die rechtlichen Voraussetzungen und gegebenenfalls erfor-
derlichen Maßnahmen des Arztes für eine rechtskonforme Ab-
wicklung eines Verordnungsmonitorings durch externe Dienst-
leister. Sofern Ärzte Angebote entsprechender Dienstleister 
angenommen haben oder annehmen wollen, wird die Veröffent-
lichung zur Lektüre empfohlen.

Darüber hinaus gelten seit dem 1. April 2007 (GKV-Wettbewerbs-
stärkungsgesetz) für die Übermittlung derartiger Daten durch 
Ärzte an Dritte die zusätzlichen Bedingungen des § 305a SGB V. 
Danach dürfen unter anderem Vertragsärzte, soweit gesetzlich 
oder durch Vereinbarung nach § 130a Abs. 8 SGB V nichts an-

deres bestimmt ist, Daten über von ihnen verordnete Arznei-
mittel nur solchen Stellen übermitteln, die sich verpflichten, die 
Daten ausschließlich als Nachweis für die in einer Kassenärzt- 
lichen Vereinigung oder einer Region mit mindestens 300.000 
Einwohnern oder mit jeweils mindestens 1.300 Ärzten insge-
samt in Anspruch genommenen Leistungen zu verarbeiten. Eine 
Verarbeitung dieser Daten mit regionaler Differenzierung inner-
halb einer Kassenärztlichen Vereinigung, für einzelne Vertrags-
ärzte oder Einrichtungen sowie für einzelne Apotheken ist un- 
zulässig. Für vertragliche Versorgungsformen nach den §§ 63, 
73b, 137f und 140a SGB V bestehen Ausnahmen.

9.5 Mitteilungsbefugnisse nach dem  
	 Gendiagnostikgesetz (GenDG)

Das Gendiagnostikgesetz legt den Ärzten, die genetische Unter-
suchungen veranlassen, verschiedene Pflichten auf. So darf eine 
genetische Untersuchung oder Analyse nur vorgenommen wer-
den, wenn die betroffene Person in die Untersuchung und die 
Gewinnung  der dafür erforderlichen genetischen Probe ausdrück-
lich und schriftlich gegenüber der verantwortlichen ärztlichen 
Person eingewilligt hat (§ 8 Abs. 1 GenDG). Vor Einholung der 
Einwilligung hat die verantwortliche ärztliche Person den Patien-
ten über Wesen, Bedeutung und Tragweite der genetischen Un-
tersuchung aufzuklären (§ 9 Abs.1 GenDG). Das Ergebnis einer 
genetischen Untersuchung darf grundsätzlich nur der betroffe-
nen Person und nur durch den Arzt, der die genetische Beratung 
durchgeführt hat, mitgeteilt werden (§ 11 Abs. 1 GenDG).

9.6 Auslagerung des eingehenden Telefon- 
	 verkehrs an ein Call Center

Die Beauftragung eines externen Call Centers mit der Entgegen-
nahme eingehender Anrufe (zum Beispiel zum Zweck der Ter-
minvergabe) stellt rechtlich eine Datenverarbeitung im Auftrag 
(Art. 28 DSGVO) dar, die zudem nur dann rechtlich zulässig sein 
kann, wenn dabei auch die ärztliche Schweigepflicht (§ 9 der 
Berufsordnung) gewahrt werden kann. Sollten Sie die Beauftra-
gung eines Call Centers in Erwägung ziehen, empfehlen wir eine 
Abstimmung mit der zuständigen Landesärztekammer. Bitte be-
achten Sie hierzu auch unsere Hinweise zur Neufassung des § 
203 StGB und Punkt 1.5.

http://www.strategisch-steuern.de/_mediafiles/81.pdf
http://www.strategisch-steuern.de/_mediafiles/81.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Infoblatt-FAQ-DSGVO.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Infoblatt-FAQ-DSGVO.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Infoblatt-FAQ-DSGVO.pdf
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/43-Verordnungsmonitoring-fuer-ambulante-Arztpraxen-durch-externe-Dienstleister.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/43-Verordnungsmonitoring-fuer-ambulante-Arztpraxen-durch-externe-Dienstleister.html#extended
https://www.datenschutzzentrum.de/artikel/43-Verordnungsmonitoring-fuer-ambulante-Arztpraxen-durch-externe-Dienstleister.html#extended
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9.7 Online-Terminbuchungssysteme

In vielen Arztpraxen werden derzeit Online-Terminbuchungssys-
teme in unterschiedlicher technischer und rechtlicher Ausge-
staltung eingesetzt. Beim Einsatz derartiger Systeme sind so-
wohl spezifische datenschutzrechtliche Vorgaben als auch die 
Verpflichtung zur Wahrung der ärztlichen Schweigepflicht zu be-
achten.
Die für Arztpraxen in Bayern zuständige Datenschutzaufsichts-
behörde, das bayerische Landesamt für Datenschutzaufsicht 
(LDA) hat uns dazu folgendes mitgeteilt: 

„… Hinsichtlich sonstiger Terminbuchungsmöglichkeiten ist zu-
nächst zu unterscheiden, ob es sich um eine Buchung bei einem 
Portal handelt, an das sich der Patient direkt wendet, damit ihm 
ein Termin vermittelt wird, oder ob der Arzt auf seiner eigenen 
Website die Möglichkeit der Onlineterminbuchung anbietet.

Im erstgenannten Fall, des externen Portals (…) wendet sich der 
Patient bewusst an einen Dritten, der dann einen Termin vermit-
telt. Diese Vermittlung wird technisch auf unterschiedlichste Art 
und Weise möglich sein. Datenschutzrechlich handelt es sich bei 
dem Portalbetreiber um einen Dritten, der auf Initiative des Pati-
enten eingeschaltet wird. Erst in einem zweiten Schritt wird der 
Arzt hinzugezogen. Die Daten des buchenden Patienten gehen 
zuvor auf Veranlassung des Patienten über das Portal zum Arzt, 
sodass hier ohnehin kein unbefugtes Offenbaren des Arztes im 
Raum steht. Sofern der Arzt dem Portal hierfür nicht seinen kom-
pletten ausführlichen Kalender mit Patientennamen zur Verfügung 
stellt und auch sonst entsprechende technisch-organisatorische 
Maßnahmen trifft, ist dies datenschutzrechtlich nicht bedenklich. 
Sollte der Arzt bei der Terminabsprache die für die Terminbuchung 
erforderlichen Daten des buchenden Patienten wieder an das Por-
tal zurückmelden, geschieht dies auf Veranlassung des Patienten. 
Hier ist für uns kein Verstoß gegen die ärztliche Schweigepflicht 
erkennbar, auch wenn ab hier wohl schon der Schutz des § 203 
StGB beginnt.

Der zweite Fall wird im Zweifel rechtlich problematischer sein. 
Wendet sich der Patient nach außen direkt an den Arzt und hat 
dieser aber – wie wohl häufig – noch einen Dienstleister zwischen-
geschaltet, ergeben sich Fragestellungen des § 203 StGB. Regel-
mäßig werden diese Dienstleister datenschutzrechtlich Auftrags-
datenverarbeiter sein, wobei nicht ausgeschlossen ist, dass es 
sich im Einzelfall um eine Übermittlung handelt. Für diese Auf-
tragsdatenverarbeitung ist ein Vertrag nach § 11 BDSG (jetzt Art. 

28 DSGVO) abzuschließen. Zusätzlich sollte wegen § 203 StGB ei-
ne Einwilligung des Patienten hinsichtlich der Übermittlung der Da-
ten an den Dienstleister eingeholt werden. Eine konkludente Ein-
willigung über einen Hinweis in der Datenschutzerklärung oder in-
nerhalb der Buchung wird hier nicht ausreichen. Vielmehr sollte 
der Patient sich – etwa durch Setzen eines Hakens – aktiv hierfür 
entscheiden.

Abgesehen von diesen Fragestellungen müssen beide Systeme 
auch technisch-organisatorisch den Anforderungen des BDSG 
entsprechen. Diese richten sich regelmäßig nach dem Schutzbe-
darf der Daten. Dieser kann je nach Ausgestaltung des Terminbu-
chungstools unterschiedlich sein. Freifelder können Patienten da-
zu verleiten sensible Angaben zu ihrem Gesundheitszustand zu 
machen. Es kann auch nur um weniger sensible Terminbuchungen, 
etwa um die Buchung einer professionellen Zahnreinigung, einer 
Impfung oder eines Routinechcks, wie den U-Untersuchungen für 
Kinder, gehen. Gegebenenfalls ist es aus Sicht des Patienten sinn-
voll, wenn es die Möglichkeit gibt, als Notfall schneller behandelt 
zu werden. Insgesamt kann es also um Daten mit äußerst unter-
schiedlicher Sensibilität gehen. Je nachdem wie das Portal ausge-
staltet ist, kann die Sensibilität der Daten jedoch gesteuert werden. 

Es wird sich regelmäßig um Gesundheitsdaten und damit Daten 
mit hohem oder auch sehr hohem Schutzbedarf handeln, daher 
ist einerseits eine Ende-zu-Ende Verschlüsselung notwendig. An-
dererseits können auch mit der Ende-zu-Ende Verschlüsselung oft 
noch die Metadaten eingesehen werden. Hier ergibt sich also die 
Möglichkeit, dass trotz Verschlüsselung die Tatsache, dass eine 
bestimmte Emailadresse einen Termin bei dem Arzt/Portal ge-
bucht hat, eingesehen werden kann. Nachdem bereits die Tatsa-
che, dass ein Arzt aufgesucht wird von § 203 StGB geschützt ist, 
sollte eine entsprechend hohe Verschlüsselung zumindest ange-
boten werden. Hier wird man wiederum unterscheiden müssen. 
Die Onlineanwendung sollte entsprechende sichere Verschlüsse-
lungen bieten. Bekommt der Patient dann aber eine Bestätigungs-
email gesandt, in der wenige sensible Daten enthalten sind, hal-
ten wir es bei Aufklärung und entsprechender Einwilligung des Pa-
tienten für denkbar, dass eine weniger starke Verschlüsselung ge-
wählt wird, solange der Patient auch die sichere Alternative einer 
Ende-zu-Ende-Verschlüsselung hat.

Dem Tätigkeitsbericht des Berliner Datenschutzbeauftragten von 
2013 https://www.datenschutz-berlin.de/fileadmin/user_
upload/pdf/publikationen/jahresbericht/BlnBDI-Jahresbe-
richt-2013-Web.pdf (Punkt 8.6)) haben wir entnommen, dass es 

https://www.datenschutz-berlin.de/fileadmin/user_upload/pdf/publikationen/jahresbericht/BlnBDI-Jahresbericht-2013-Web.pdf
https://www.datenschutz-berlin.de/fileadmin/user_upload/pdf/publikationen/jahresbericht/BlnBDI-Jahresbericht-2013-Web.pdf
https://www.datenschutz-berlin.de/fileadmin/user_upload/pdf/publikationen/jahresbericht/BlnBDI-Jahresbericht-2013-Web.pdf


37

wohl auch Anbieter gibt, die neben dem Onlinebuchungsverfah-
ren auch die ganze Kalenderverwaltung für die Arztpraxis über-
nehmen. Dies ist datenschutzrechlich eine Auftragsdatenverar-
beitung, in die wegen des § 203 StGB durch jeden einzelnen Pati-
enten, also nicht nur solche, die online einen Termin vereinbaren, 
eingewilligt werden muss. Anders könnte dies nur dann gesehen 
werden, wenn der Anbieter aufgrund von starken Verschlüsselun-
gen nicht in die Lage versetzt wird, in die Kalenderdaten einzuse-
hen. Dies wird aber technisch, aufgrund der Notwendigkeit des 
schreibenden Zugriffs durch die Arztpraxis, nicht möglich sein.“

Aus den vorstehenden Hinweisen des LDA wird deutlich, dass 
das Nutzen beziehungsweise das Betreiben eines Online-Termin-
buchungsprotals nur unter Einhaltung bestimmter Bedingungen 
rechtskonform möglich ist. Soweit Sie hierzu Fragen haben, 
empfehlen wir, diese mit dem LDA zu klären.

Bitte beachten Sie hierzu auch unsere Hinweise zur Neufassung 
des § 203 StGB und Punkt 3.6.

Der Datenschutzbeauftrage Berlins gibt in seinem Tätigkeits- 
bericht 2015 unter Punkt 8.5 weitere Hinweise zur (online) 
Kommunikation zwischen Ärzten und Patienten (https://www.
datenschutz-berlin.de/fileadmin/user_upload/pdf/publi-
kationen/jahresbericht/BlnBDI-Jahresbericht-2015-Web.
pdf).

9.8 Einsatz von E-Mail und Messenger-Diensten 	
	 (zum Beispiel Whatsapp)

Eine unverschlüsselte E-Mail ist aus datenschutzrechtlicher 
Sicht als Kommunikationsmittel zwischen Arzt und Patient  
beziehungsweise zwischen zwei Ärzten nicht empfehlenswert.

Ein Arzt, der seinen Patienten eine Kommunikation per E-Mail 
anbietet, hat Sicherheitsmaßnahmen nach dem Stand der  
Technik und der Schutzwürdigkeit der Daten zu treffen. Im Ver-
hältnis Arzt zu Patient geht es um Gesundheitsdaten und damit 
um besondere Kategorien personenbezogener Daten gemäß 
Art. 9 DSGVO, die zusätzlich auch nach § 203 StGB einem  
besonderen rechtlichen Schutzbereich unterliegen. Deshalb ist 
es beim E-Mailverkehr mit solchen Daten notwendig, dass eine 
Transport- und Inhaltsverschlüsselung (Ende-zu-Ende-Verschlüs-
selung) vorgenommen wird. Eine Verschlüsselung mittels PGP 
oder S/MIME entspricht den Anforderungen an eine Inhalts- 

verschlüsselung. Die opportunistische Transportverschlüsselung 
wird durch eine entsprechende Konfiguration des E-Mailservers 
erreicht. Außerdem muss sichergestellt sein, dass die E-Mail-
Adresse, an die Informationen gesendet werden, auch tatsäch-
lich von demjenigen stammt, mit dem man kommunizieren will.

Zur Frage, ob ein Arzt auf die Verschlüsselung durch eine Einwil-
ligung des Patienten verzichten kann, siehe den 8.Tätigkeitsbe-
richt des LDA unter Punkt 16.7 (https://www.lda.bayern.de/
media/baylda_report_08.pdf).

Zur Frage der Kommunikation per E-Mail in Arztpraxen siehe 
den 27. Tätigkeitsbericht Datenschutz 2018 des Hamburgi-
schen Beauftragten für Datenschutz und Informationsfreiheit, 
www.datenschutz-hamburg.de/taetigkeitsberichte/TB-
D-2018, Seite 120.

Zur Benutzung von WhatsApp in Arztpraxen siehe ebenfalls den 
8. Tätigkeitsbericht des LDA unter Punkt 8.6 (www.lda.bayern.
de/media/baylda_report_08.pdf). Ferner verweisen wir auf 
unsere FAQ-Liste unter www.kvb.de/fileadmin/kvb/ 
dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Infoblatt-FAQ- 
DSGVO.pdf.

https://www.datenschutz-berlin.de/fileadmin/user_upload/pdf/publikationen/jahresbericht/BlnBDI-Jahresbericht-2015-Web.pdf
https://www.datenschutz-berlin.de/fileadmin/user_upload/pdf/publikationen/jahresbericht/BlnBDI-Jahresbericht-2015-Web.pdf
https://www.datenschutz-berlin.de/fileadmin/user_upload/pdf/publikationen/jahresbericht/BlnBDI-Jahresbericht-2015-Web.pdf
https://www.datenschutz-berlin.de/fileadmin/user_upload/pdf/publikationen/jahresbericht/BlnBDI-Jahresbericht-2015-Web.pdf
https://www.lda.bayern.de/de/index.html
https://www.lda.bayern.de/de/index.html
https://datenschutz-hamburg.de/taetigkeitsberichte/TB-D-2018/
https://datenschutz-hamburg.de/taetigkeitsberichte/TB-D-2018/
https://www.lda.bayern.de/media/baylda_report_08.pdf
https://www.lda.bayern.de/media/baylda_report_08.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Infoblatt-FAQ-DSGVO.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Infoblatt-FAQ-DSGVO.pdf
https://www.kvb.de/fileadmin/kvb/dokumente/Praxis/Praxisfuehrung/KVB-Infoblatt-FAQ-DSGVO.pdf
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